
Oekumenische Bewegung:
Frieden und Gerechtigkeit im
Fokus
Die nächste Wegstrecke der ökumenischen

Bewegung konzentriert sich auf die Themen

Gerechtigkeit und Frieden. Zwei bevor-

stehende internationale Versammlungen wer-

den dem Thema des „gerechten Friedens“

gewidmet sein: die Internationale ökumeni-

sche Friedenskonvokation (IöFK) im Mai

2011 und die nächste Vollversammlung des

Oekumenischen Rates im Oktober 2013 in

Busan (Südkorea). Das wurde während der

Tagung des Zentralausschusses, des Parla-

ments zwischen den Vollversammlungen des

OeRK, in Genf vom 16. bis 22. Februar

2011 beschlossen.

Im Konsens nahm der Zentralausschuss

des OeRK den „Oekumenischen Aufruf zum

gerechten Frieden“ entgegen (vgl. die Doku-

mentation in dieser Ausgabe des OID) und

empfiehlt ihn Mitgliedskirchen zu Studien-

zwecken und zum gemeinsamen Handeln.

Zur Internationalen ökumenischen Frie-

denskonvokation kommen in Kingston (Ja-

maika) 1000 Teilnehmende zusammen.

Außer den 349 Mitgliedskirchen des

OeRK wird die Konvokation auch von der

römisch-katholischen Kirche mitgetragen.

Monsignore Gosbert Byamungu erklärte

während der Zentralausschusstagung gegen-

über dem Oekumenischen Informations-

dienst, dass der Päpstliche Rat für die Ein-

heit der Christen mit mehreren Delegierten

repräsentiert sein wird. Daneben sind regio-

nale Kirchenräte auf der Versammlung ver-

treten, bei denen die römisch-katholische

Kirche Vollmitglied ist, sowie verschiedene

katholische Organisationen. Byamungu un-

terstrich im Gespräch mit dem OID „Es gibt

nur eine ökumenische Bewegung“.

Die Beteiligung der Jugend an der Konvo-

kation in Kingston wird gewährleistet u.a.

durch eine Jugendversammlung im Vorfeld,

Workshops und ein Seminarprogramm.

Insgesamt wurden 140 Workshops aus

zahlreichen Bewerbungen ausgewählt. Vier

Themen bilden dafür den Rahmen:

� Für Frieden in der Gemeinschaft – damit
alle frei von Angst leben

� Für Frieden mit der Erde – damit das
Leben erhalten wird

� Für Frieden in der Wirtschaft – damit alle
in Würde leben können

� Für Frieden zwischen den Völkern – damit
Menschenleben geschützt werden.

Die Arbeit während der IöFK verfolgt ein

theologisches und ein praktisches Ziel:

� Inspiration und Reflexion auf dem Weg
zu einer ökumenischen Theologie des ge-
rechten Friedens
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Wesentliche Weichenstellungen für die kommenden Jahre traf das Parlament des Welt-
kirchenrats bei seiner Tagung in Genf. Hier die Vizemoderatorin Pfrin. Dr. Margaretha
M. Hendriks-Ririmasse mit Dr. Jill Tabart.
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� Netzwerkarbeit und Strategieentwicklung
auf dem Weg zu einer ökumenischen
Praxis des gerechten Friedens.

Gerechter Frieden:
Oekumenischer Aufruf 

Von besonderer Bedeutung für die Konvo-

kation ist der „Oekumenische Aufruf zum

gerechten Frieden“, der die Ergebnisse eines

langen partizipatorischen Prozesses wider-

spiegelt. Dieser Text und das umfassendere

Hintergrunddokument „Just Peace Com-

panion“ werden auf der IöFK als Basisdoku-

mente dienen.

Es handelt sich um einen Aufruf, der dann

noch die repräsentative und verbindliche

Zustimmung der Vollversammlung des

OeRK in zwei Jahren erhalten soll.

Die IöFK selbst soll drei Ergebnisse zeiti-

gen:

� eine gemeinsame Agenda für Frieden und
Gerechtigkeit in der internationalen öku-
menischen Gemeinschaft,

� die strategische Fokussierung des OeRK
auf drei bis vier Schlüsselthemen des ge-
rechten Friedens auf dem Weg zur 10.Voll-
versammlung 2013 und darüber hinaus,

� gemeinsame Inspirationen für Friedens-
konzepte und -aktionen.

Von den norwegischen Kirchen kommt die

Anregung, die IöFK als Ausgangspunkt für

eine visuelle Kampagne zu Kleinwaffen und

leichten Waffen zu nutzen – in Übereinstim-

mung mit den Beratungen der UNO über

einen Vertrag zum Waffenhandel.

Die schwedischen Kirchen erinnern an die

Empfehlung der Weltversammlung über

Gerechtigkeit, Frieden und die Bewahrung

der Schöpfung (Seoul 1990) an den OeRK

und seine Mitgliedskirchen, „einen Diakonat

für Gerechtigkeit und Frieden [zu] ent-

wickeln und [zu] koordinieren, der den

Kampf für Menschenrechte und um Be-

freiung fördern und in Konflikten, Krisen

und gewaltsamen Auseinandersetzungen hel-

fend eingreifen kann. Dies schließt einen

weltweiten gewaltfreien Dienst ein.“ Diesen

Initiativen soll während der IöFK angemes-

sen Raum für weitere Netzwerkarbeit gege-

ben werden.

Eine Referenzgruppe aus Mitgliedern des

Zentralausschusses, der Kommission für

internationale Angelegenheiten sowie Exper-

ten aus der Vorbereitung der IöFK soll bis

September 2011 die Ergebnisse der Friedens-

konvokation und die Reaktionen auf den

ökumenischen Aufruf zum gerechten Frie-

den auswerten und dabei helfen, bis zur

Vollversammlung 2013 ökumenischen Kon-

sens (Reflexion und Aktion) zum gerechten

Frieden herzustellen.

Der OeRK will außerdem die Möglichkeit

untersuchen, die beim ökumenischen

Begleitprogramm für Palästina und Israel

(EAPPI) angewandte Methode auch bei

anderen Konflikten einzusetzen. Gegebenen-

falls sollen auch interreligiöse Begleitpro-

gramme eingerichtet werden.

Haushalt: 
Mehr Beitragszahler – weniger
Gesamteinnahmen
Der OeRK rechnet in seinem Haushalts-

entwurf für 2011 mit Gesamteinnahmen von

30,5 Millionen Schweizer Franken, Gesamt-

ausgaben von 32,9 Millionen Schweizer

Franken und einem Nettorückgang der Ver-

mögenswerte und Rücklagen um 2,4 Mil-

lionen Schweizer Franken. Die Internationale

Friedenskonvokation schlägt per Saldo im

laufenden Jahr mit 1,4 Mio. SFr. zu Buche.

Obwohl mehr Mitgliedskirchen als zuvor

einen Beitrag an den OeRK leisten, werden

für 2012 Mindereinnahmen angenommen.

In der Folge sollen zur Ausgabenvermin-

derung Vollversammlungen künftig ggf. nur

noch alle acht Jahre, Zentralausschusssitzun-

gen – möglicherweise dann mit lediglich 100

Mitgliedern – nur noch alle zwei Jahre statt-

finden. Der Finanzierungsanteil der EKD am

Budget des Weltkirchenrats soll im Lauf der

kommenden Jahre auf einen Grundbeitrag

gekürzt werden.

Menschenrechte:
Wasser

In einer „Erklärung zum Recht auf Wasser

und Sanitärversorgung“ anerkennt der

Oekumenische Rat Fortschritte. Vor kurzem

hat der UN-Menschenrechtsrat bekräftigt,

dass der Zugang zu Wasser wie zu Sanitär-

versorgung ein Menschenrecht ist. Die

Kirchen und ihre Partner haben zu diesem

Erfolg beigetragen, indem sie unter anderem

über das im OeRK angesiedelte Oekumeni-

sche Wassernetzwerk mit der UN zusam-

mengearbeitet haben. 

Allerdings anerkennen noch nicht alle

Staaten dieses Recht, darunter Großbri-

tannien und Kanada.

Irak:
Gewalteindämmung erfordert
Stärkung des Staates
Repräsentanten mehrerer irakischer Kirchen

kamen während der Zentralausschusstagung

zu Gesprächen mit internationalen Kirchen-

verantwortlichen zusammen. 

Erzbischof Mar Georgis Sliwa von der

Assyrischen Kirche des Ostens erklärte, am

dringlichsten sei es im Irak, „die wahren

Gründe für die Gewalt“ zu untersuchen und

„auf eine Stärkung der Rolle des Staates hin-

zuarbeiten“, damit die Sicherheit der

Menschen unabhängig von ihrer Religion

und ethnischen Zugehörigkeit gewährleistet

werden könne.

Klimawandel:
Weltkirchenrat verlangt Schutz
der gefährdeten Bevölkerung
Die Ernennung eines UN-Sonderbericht-

erstatters zur Untersuchung des Klimawan-

dels mahnt der OeRK zusammen mit weite-

Kirchliche Initiativen zur Regulierung von

Kleinwaffen und zur Stärkung der Kapazi-

täten für Friedensaufbau und gewaltfreie

Dienste sollen auf der IöFK zwecks breiterer

Vernetzung angemessenen Raum bekom-

men.

Bleibender Schwerpunkt:
Oeko-Gerechtigkeit

Der OeRK will seine Mitgliedskirchen ermu-

tigen, sich stärker für Oeko-Gerechtigkeit zu

engagieren. Der OeRK sollte als Gemein-

schaft von Kirchen dieses Programm fortset-

zen und als Grundlage seines Handelns stets

einen theologischen Reflexionsprozess füh-

ren. Auch ethische und spirituelle Aspekte

sollen wesentlicher Bestandteil dieser Re-

flexion sein.

Ein praktischer Schritt besteht darin, das

„Mapping“ der Akteure für eine Oeko-

Gerechtigkeit fortzusetzen.

Die Stellung der Frauen in der Arbeit für

Oeko-Gerechtigkeit dürfe dabei nicht nur

aus Sicht der „Opferrolle“ betrachtet wer-

den. Vielmehr müssen die Frauen als Akteur-

innen der Veränderung wahrgenommen wer-

den.

Vollversammlung:
Wegweiser für 2013

Für die Vollversammlung des OeRK 2013 in

Busan (Südkorea) wurde ein Thema vom

Zentralausschuss angenommen, das als

Gebet formuliert ist: „Gott des Lebens,

weise uns den Weg zu Gerechtigkeit und

Frieden“. Der Themenvorschlag bezieht sich

auf Jesaja 42,1–4. Er wurde in der Abstim-

mung der Alternative „In der Welt Gottes zu

Einheit berufen“ vorgezogen. Dr. Olav

Fykse Tveit, Generalsekretär des OeRK stell-

te in der Aussprache fest: „Das Streben nach

Gerechtigkeit und Frieden ist ein Ruf nach

Einheit – und kann auch deutlich so inter-

pretiert werden.“ Der Beschluss wurde

schließlich einvernehmlich gefasst.

Carmencita Karagdag von der Philippini-

schen Unabhängigen Kirche erinnerte daran,

dass weder das Wort „Gerechtigkeit“ noch

„Frieden“ jemals Bestandteil eines Themas

der neun OeRK-Vollversammlungen seit

Gründung des Rates im Jahr 1948 waren.

Bei der Vorbereitung für die OeRK-Voll-

versammlung 2013 in Busan (Südkorea)

spielt eine Zusammenlegung der Vollver-

sammlungen von Reformierten und Luthe-

ranern mit dem OeRK keine Rolle mehr.

Um eine Öffnung des OeRK zur Bewegung

der Evangelikalen in der Lausanner Allianz

zu befördern, wurde als deren Vertreter der

Württemberger Rolf Hille in den Planungs-

ausschuss für Busan kooptiert.

Für die künftige Besetzung ökumenischer

Gremien wurde im Zentralausschuss die an-

gemessene Einbeziehung der chinesischen

Kirche angemahnt.
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ren 25 religiösen und säkularen Organisatio-

nen an. Ein entsprechendes Schreiben ging

an die Menschenrechtskommission der Ver-

einten Nationen. Das Ziel einer Unter-

suchung sei es, „die nachteiligen Auswir-

kungen des Klimawandels auf die Menschen-

rechte“ zu bestimmen und Empfehlungen

für weitere Maßnahmen internationaler Gre-

mien zu geben.

„Klimagerechtigkeit, eine Kernforderung

in der Arbeit des Weltkirchenrates zum

Klimawandel, beinhaltet, dass darauf geach-

tet wird, wie die Menschenrechte besser

geschützt werden können, insbesondere im

Hinblick auf die am meisten gefährdeten

Bevölkerungsgruppen, wie zum Beispiel in

Afrika, Asien, im pazifischen Raum oder der

Karibik“, sagte Dr. Guillermo Kerber, der

Leiter des OeRK-Programms zum Klima-

wandel.

„Der OeRK hat eindeutig festgestellt, dass

der Klimawandel Auswirkungen auf die

Menschenrechte hat“, fügte er hinzu. „Nach

der Konferenz der Parteien zum UN-

Rahmenabkommen über den Klimawandel

2009 in Kopenhagen wurde uns klar, dass

andere Ansätze im Rahmen der Vereinten

Nationen gefunden werden müssen, um die

Opfer des Klimawandels zu schützen. Den

Zusammenhang zwischen Klimawandel und

Menschenrechten heraus zu arbeiten, wäre

ein Weg, um diesen Schutz zu verbessern.“

Der Brief an die UN-Menschenrechts-

kommission fordert, dass bei der Kommis-

sionssitzung im Juni 2011 entsprechende

Maßnahmen ergriffen werden.

NATO:
Kirchen fordern Abbau von
Atomwaffen
Vier internationale und nationale ökumeni-

sche Organisationen haben die NATO auf-

gefordert, die noch auf europäischem Boden

befindlichen 200 taktischen Atomwaffen ab-

zubauen und ihnen keine Rolle mehr in

NATO-Strategien zuzuweisen. Das sei ein

wichtiger Schritt bei der Verwirklichung der

Vision einer atomwaffenfreien Welt. Der

Brief wurde vom Oekumenischen Rat der

Kirchen, der Konferenz Europäischer Kir-

chen, dem Nationalrat der Christlichen

Kirchen in den USA und dem kanadischen

Kirchenrat unterzeichnet.

Bereits in früheren Jahren haben sich die

vier Organisationen in dieser Frage an die

NATO gewandt. So in einem gemeinsamen

Brief im März 2009 am Vorabend des 60.

Jahrestages der Gründung der NATO und

im Oktober 2009. Das neue Schreiben

wurde im Vorfeld der Überprüfung der Nuk-

learwaffenstrategie der NATO übersandt, die

2011 erfolgt und ihre gesamte Verteidi-

gungs- und Abschreckungsstrategie umfas-

sen soll.

Im letzten November, auf ihrem Gipfel in

Lissabon, nahm die NATO ein neues strate-

gisches Konzept an. Sie konnte sich aber

nicht über die Zukunft ihrer atomaren Poli-

tik einigen. Uneinigkeit bestand insbesonde-

re in der Frage der restlichen taktischen Kern-

waffen, die in fünf europäischen Mitglied-

staaten ohne eigene Atomwaffen lagern.

Einige Länder, angeführt von Deutschland,

wollen sie als Reste des Kalten Krieges besei-

tigen, andere Länder, besonders Frankreich

und einige neue Mitgliedstaaten aus dem

ehemaligen kommunistischen Teil Europas

bestehen darauf, dass sie beibehalten werden.

Die endgültige Entscheidung muss auf den

NATO-Gipfel 2012 getroffen werden, der

wahrscheinlich in Chicago/USA stattfindet.

In ihrem Brief drücken die vier ökumeni-

schen Organisationen ihre Enttäuschung

über das Ergebnis des Gipfels von Lissabon

aus.

Trotz der Unterstützung des allgemeinen

Ziels zur Schaffung von Bedingungen für

eine von Nuklearwaffen freie Welt betont die

NATO, dass sie eine Atomwaffenallianz blei-

ben wird, solange Nuklearwaffen existieren.

Es existiert kein Hinweis, dass die NATO

ihre gegenwärtige Nuklearwaffenpolitik

ändert oder wie sie ihre allgemeinen Pläne

zur Rüstungskontrolle, Nichtweiterverbrei-

tung von Atomwaffen und von Abrüstung

umsetzen will.

Dennoch begrüßen die vier Organisatio-

nen die für 2011 vorgesehene Überprüfung

der Verteidigungs- und Abschreckungs-

politik als neue Gelegenheit für ein längst

überfälliges und prinzipiell weithin geteiltes

Ziel.

Sie unterbreiten eine Anzahl von spezifi-

schen Empfehlungen. Ein Schritt für die

NATO sollte sein, die neue US-Politik zu

übernehmen, wonach Atomwaffen nicht ein-

gesetzt werden gegen Staaten ohne Nuklear-

waffen, die den Nichtweiterverbreitungs-

vertrag unterzeichnet haben und ihn umset-

zen. Der Brief hebt hervor, dass das neue

strategische Konzept sich nicht wie früher

dazu äußert, dass Nuklearwaffen jede Art

von Kriegsführung unterbinden sollen ein-

schließlich von nicht-nuklearen Bedrohun-

gen. Auch in ihrer Gesamtstrategie sollte die

NATO ihre Abhängigkeit von Nuklearwaffen

zumindest verringern. Die Beendigung der

Politik der nuklearen Teilhabe würde die

Glaubwürdigkeit der Absichten zur Nicht-

weiterverbreitung von Atomwaffen erhöhen.

Europa sollte eine nuklearwaffenfreie Zone

werden. Damit würde die Anzahl der

Atomwaffenstaaten von gegenwärtig 14 auf

neun vermindert werden.

Der Brief drückt auch Besorgnis aus über

das größere Arsenal von taktischen Nuklear-

waffen in Russland und unterstreicht die

Dringlichkeit für Transparenz und Nuklear-

waffenabbau. Jedoch warnen die ökumeni-

schen Organisationen vor einer Verknüpfung

zwischen den NATO-Entscheidungen und

Schritten Russlands, weil der nötige Schritt

nicht an langwierige und komplexe Verhand-

lungen gebunden werden darf. Die vier

Organisationen sandten ähnlich lautende

Briefe an den Präsidenten der USA, Obama,

und den russischen Präsidenten Medwedjew.

Bulgarien:
Gewerkschaft für orthodoxe
Priester
Die Gründung einer Gewerkschaft für bulga-

rische orthodoxe Priester und Kirchenbe-

dienstete hat Mitglieder der Kirchenhierar-

chie verärgert. Die Gewerkschaftsaktivität

verstoße gegen das Kirchengesetz. Nach

Presseberichten wird die neue Gewerkschaft

Mitglied bei Podkrepa, einem der beiden

nationalen Gewerkschaftsverbände Bulga-

riens.

In der Stadt Vratsa im Nordwesten Bul-

gariens wird nach Angaben von Priestern

schon seit geraumer Zeit vielen Geistlichen

kein Gehalt mehr ausbezahlt. Auch gesetzli-

che Kranken- und Rentenversicherungsbei-

träge würden nicht mehr überwiesen, berich-

tet die bulgarische Tageszeitung Standart.

Der Metropolit von Vratsa, Kipriyan, meinte

dennoch, es sei „absurd“ für Priester, Mit-

glied einer eigenen Gewerkschaft zu sein.

Die Gründung der Gewerkschaft erfolgte

nach Beschwerden über die niedrige und oft

verspätete Bezahlung von Priestern und

anderen Kirchenbediensteten. Diese Kritik

wird auch von einem bulgarischen Kabinetts-

mitglied unterstützt. Sie ist verbunden mit

der Veröffentlichung von Einnahmen der

Kirche aus dem Verkauf von Kerzen. Selbst

Bozhidar Dimitrov, Minister für Auslands-

bulgaren, wies darauf hin, dass die Priester in

den Dörfern „in Armut leben“.

Der Kirchenangestellte Hristo Latinov, der

zum Vorsitzenden der Gewerkschaft gewählt

wurde, wurde vom bulgarischen Radiosender

Darik mit den Worten zitiert, es sei „inak-

zeptabel, unmoralisch und skandalös“, dass

Priester im Arbeitsrecht in dieselbe Kategorie

eingeordnet werden sollen wie Totengräber

und Menschen mit Grundschulbildung,

während Bischöfe und Metropoliten in der

arbeitsrechtlichen Klassifizierung auf eine

Stufe mit Geschäftsführern von großen Wirt-

schaftsunternehmen gestellt seien.

Laut dem bulgarischen Massenblatt Trud

nehme die bulgarische orthodoxe Kirche im

Jahr etwa zwölf Millionen Leva, etwa sechs

Millionen Euro, aus dem Verkauf von

Kerzen ein. Das bulgarische Gesetz stellt den

Handel mit Kirchenkerzen von der Mehr-

wertsteuer frei. Das Kircheneinkommen wird

ergänzt durch Grundeigentum und „nicht

unerhebliche“ Spenden. Der Verkauf von

Kerzen solle die Bezahlung der Priester ab-

decken; in kleineren Diözesen würden

jedoch nicht genug Kerzen verkauft, um dies

abzusichern. Als Alternative biete man den

Priestern eine Bezahlung mit Naturalien –

Kerzen – an: „Kerzen kann ich nicht essen“,

wurde ein namentlich nicht genannter

Priester in der Trud zitiert. Die Zeitung

berichtete weiter, dass in Rousse, einer bul-

garischen Stadt an der Donau, die Priester

ein monatliches Durchschnittseinkommen

von maximal 180 Euro bezögen.

In Bulgariens zweitgrößter Stadt, Plovdiv,

reichen die Einnahmen aus dem Verkauf der
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Kerzen aus, den gesamten Klerus zu bezah-

len, und es bleibt noch genug für die

Unterstützung von Suppenküchen für die

Armen übrig, schreibt Trud, da die Kirche in

der Stadt mehr Kerzen verkaufe als in der

Hauptstadt Sofia.

Japan:
Auswirkungen der
Obdachlosigkeit verschleiert
Der japanische Baptist und Direktor der

Kitakyushu-Organisation zur Unterstützung

der Wohnungslosen, Pfr. Tomoshi Okuda,

hat die Gesellschaft dazu aufgerufen, den

Obdachlosen beizustehen. Der Verlust der

Wohnung trenne Menschen von ihren Mit-

menschen.

Obdachlosen müsse sowohl materiell als

auch bei der Wiederherstellung von mensch-

lichen Beziehungen geholfen werden. Die

staatlichen Statistiken zeigten nicht die wirk-

lichen Kosten der Obdachlosigkeit, so Oku-

da in einem Statement bereits vor dem

Tsunami. Die Zahl der Armen habe in Japan

zugenommen, seit sich eine Sicht der

Gesellschaft durchzusetzen begonnen habe,

die auf bloße „Eigenverantwortung“ ange-

sichts der deregulierten Wirtschaftswelt

setze, wie sie Premierminister Junichiro

Koizumi propagiert habe. „Soziale Verant-

wortung sollte Vorrang vor Eigenverant-

wortung haben“, sagte Okuda. „Nicht nur

der Wohlstand, auch das Leid sollte in der

Gesellschaft so gemeinsam geschultert wer-

den, dass Lasten und Risiken sich nach den

Möglichkeiten des Einzelnen richten.“

Madagaskar:
Kirche wegen „Piratensender“
angeklagt
Der Leiter der größten protestantischen Kir-

che in Madagaskar muss um ökumenische

Solidarität bitten, nachdem die Regierung

seine Kirche beschuldigte, eine Radiostation

illegal in einem ihrer Waisenhäuser zu betrei-

ben.

„Wir bitten um Ihre Gebete und um ihre

Unterstützung, denn wir wissen nicht, was in

der nahen Zukunft passieren wird, da die

HAT(High Authority of Transition), die de-

facto-Regierung der Insel, unsere Leute

weiterhin verhört und einsperrt,“ sagte

Bischof Lala Rasendrahasina, Präsident der

Church of Christ in Madagaskar (FJKM).

Zu ihr gehören etwa 2,5 der 21 Millionen

Menschen Madagaskars. Sie ist damit die

größte protestantische Glaubensgemein-

schaft des Landes.

Der Vorwurf der Regierung laute, die

Kirche würde einen ‚PiratensenderÅe betrei-

ben, der von Topoza aus sende, einem kirch-

lichen Waisenhaus in der Hauptstadt Anta-

nanarivo. Die Leiterin des Waisenhauses,

Tantely Rakotoarivony, wurde deshalb fest-

genommen und befinde sich in Haft.

Rasendrahasina sagte, der Radiosender sei

der FJKM unbekannt, die Kirche werde aber

Indonesien:
Aufhebung des
Blasphemiegesetzes gefordert
Christian Solidarity Worldwide (CSW), eine

christliche Organisation, die weltweit für

Religionsfreiheit, für Menschenrechte und

Gerechtigkeit eintritt, hat den indonesischen

Staat aufgefordert, seine Gesetzgebung zur

Blasphemie zu überdenken und einen besse-

ren Schutz religiöser Minderheiten, darunter

Christen, aber auch die Ahmadiyya-Muslime,

zu gewährleisten und so seinem Ruf als

einem der fortschrittlichsten und tolerante-

sten, mehrheitlich muslimischen Staaten

gerecht zu werden. Sollte es Extremisten

weiter erlaubt werden, die religiösen Minder-

heiten zu terrorisieren, so Kiri Kankhwende,

dann gefährde dies den Pluralismus und die

Religionsfreiheit im Lande. Hunderte islami-

scher Extremisten haben im Februar Kirchen

in Indonesien in Brand gesteckt. In der Stadt

Temanggung forderten 1500 aufgebrachte

muslimische Demonstranten die Ausliefe-

rung eines wegen eines angeblichen „blas-

phemischen Angriffs auf den Islam“ verur-

teilten Christen an die Menge. Sie warfen

Steine auf das Gerichtsgebäude und zünde-

ten eine Kirche an, bevor sie mit Tränengas

von der Polizei auseinander getrieben wur-

den.

Israel:
Anglikanischer Bischof ohne
Aufenthaltserlaubnis
Israel weigert sich, die Aufenthaltserlaubnis

des anglikanischen Bischofs von Jerusalem,

Suheil Dawani, zu verlängern. Das teilte

Yusef Daher, Generalsekretär des Jerusalemer

Inter-Church Centre (ICC) mit. Bemüh-

ungen, die Entscheidung anzufechten, sind

trotz Vermittlungen westlicher Diplomaten

und Protesten beim israelischen Innenmi-

nister sowie beim Büro des Premierministers,

gescheitert.

Das ICC wird von den Jerusalemer

Kirchen, dem Weltrat der Kirchen (OeRK)

und dem Middle East Council of Churches

(MECC) getragen und funktioniert als

Koordinationsstelle für ökumenische Aktio-

nen in und für Jerusalem und seine Kirchen.

Gebürtig aus Nablus muss Bischof Da-

wani, wie jeder andere Palästinenser von der

Westbank, eine spezielle Aufenthaltserlaubnis

beantragen, um sich in Jerusalem aufhalten

zu dürfen. Dort befinden sich die anglikani-

sche St. George Kathedrale und der Sitz des

Bischofs. Jerusalem, das sowohl von Israelis

als auch von Palästinensern als ihre Haupt-

stadt angesehen wird, ist seit 1967 gänzlich

unter israelischer Kontrolle.

Unter den Kirchenführern herrsche das

Gefühl, dass Israel keinen Respekt vor Chris-

ten oder vor Kirchenleitenden habe, so

Daher bei einem Telefoninterview mit der

Nachrichtenagentur des OeRK. Seine

Aufenthaltsberechtigung sei wohl widerrufen

worden, weil er angeblich kirchliches Eigen-

beschuldigt, Rakotoarivony die Anordnung

gegeben zu haben, den Sender vom Zen-

trum aus auszustrahlen. „Dies ist eine Un-

terstellung unter vielen, die von der Re-

gierung angeführt wird, um die Kirche und

ihre Leitung zu verfolgen“, heißt es in der

Erklärung von Bischof Rasendrahasina, der

auch Vorsitzender des Christenrates von Ma-

dagaskar ist. Er verwies darauf, dass „die

Kirchen nie aufgehört haben der Nation zu

helfen, Wege aus der Krise zu finden und

den Frieden zu bewahren.“

Pakistan:
Kirchen trauern um ermordeten
christlichen Minister
Christliche Schulen und Hochschulen über-

all in Pakistan schlossen am 3. März 2011 aus

Protest gegen die Ermordung von Shahbaz

Bhatti in Islamabad. Bhatti war Katholik und

Minister für Religiöse Minderheiten.

Bhatti, 42, wurde aus einem Hinterhalt

angegriffen und erschossen, als er zu seinem

Büro gefahren wurde. Als Gegner des pakis-

tanischen Gotteslästerungsparagraphen, der

jede Kritik am Propheten Mohammed zu

einem Kapitalverbrechen in der mehrheitlich

muslimischen Nation erklärt, stellte Bhatti

im letzten November ein Gnadengesuch für

Asia Bibi. Die Christin wird der Blasphemie

beschuldigt und sitzt im Gefängnis. „Mein

Leben wird bedroht. Ich bekomme regelmä-

ßig Drohanrufe“, hatte Bhatti in einem Tele-

fonat mit der ökumenischen Nachrichten-

agentur ENI schon im November 2010

gesagt. Am 4. Januar war ein hochrangiger

Regierungsvertreter, der Gouverneur von

Punjab, Salman Taseer, erschossen worden,

nachdem er das Blasphemie-Gesetz kritisiert

hatte.

„Dies ist ein großer Verlust für die christ-

liche Gemeinschaft. Wir haben einen furcht-

losen Anführer verloren“, sagte Joseph

Francis, Gründungsdirektor des Center for

Legal Aid Assistance and Settlement

(CLAAS ) gegenüber ENI. „Wir sind fas-

sungslos angesichts des Versagens der

Regierung, ausreichende Sicherheit für

Bhatti zu gewährleisten. Als sein Wagen aus

dem Hinterhalt angegriffen wurde, waren

keine Sicherheitsleute da“, sagt Francis, der

Bhatti seit seiner Studienzeit kannte. CLAAS

verteidigt Christen und andere Menschen,

die nach dem Blasphemie-Gesetz angeklagt

wurden.

Bhatti hatte in seiner Studienzeit die

Christliche Befreiungsfront ins Leben geru-

fen. Er gründete im Jahr 2001 die Pakis-

tanische Minderheiten-Allianz. 2002 trat er

der Pakistanischen Volkspartei (PPP) bei. Als

die PPP Anfang 2008 unter Präsident Asif

Ali Zardari an die Macht kam, wurde Bhatti

unter einer Quotenregelung für Christen

zunächst in die Pakistanische Nationalver-

sammlung berufen und später Minister für

Minderheiten-Angelegenheiten.
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tum an Palästinenser verkauft habe. Die

Frage der Visa für ausländische Geistliche

und Kirchenmitarbeiter sowie für Palästi-

nenser aus der Westbank und Gaza zeitigt

immer wieder neue Kontroversen.

Auch der „Council of Religious Institu-

tions in the Holy Land (CRIHL)“, dem

Juden, Christen und Muslime angehören,

hat am 29. März 2011 in einer Erklärung sei-

ner Besorgnis Ausdruck verliehen und die

zuständigen staatlichen Behörden aufgeru-

fen, möglichste schnell eine akzeptable

Regelung des Problems zu finden. Zustän-

dig ist in Israel das Innenministerium, den

Minister stellt zurzeit die traditionell sephar-

disch-orthodoxe Schass-Partei. Nach einer

Intervention von Bischof Dawanis Anwalt

wurde nun für den 18. Mai 2011 eine

gerichtliche Anhörung festgesetzt.

Siedlungsbau:
Kritik am US-Veto im UNO-
Sicherheitsrat
Der Zentralausschuss des Weltkirchenrates

hat auf seinem Treffen im Februar 2011 die

Enthaltung der Vereinigten Staaten bei der

Resolution zur Verurteilung des israelischen

Siedlungsbaus in den palästinensischen

Gebieten verurteilt, ein Delegierter aus den

USA stimmte diesem Beschluss nicht zu. Das

Parlament des Weltkirchenrates gab seiner

„tiefen Sorge und seiner Enttäuschung“

Ausdruck, dass die USA die Resolution, die

von 130 Staaten und von allen anderen

Mitgliedern des 15köpfigen Sicherheitsrates,

darunter auch der Bundesrepublik Deutsch-

land, unterstützt worden war, mit ihrem

Veto verhindert hätten. Zugleich wurden die

USA aufgefordert, ihre Anstrengungen für

Frieden und Versöhnung in der Region unter

Achtung von Recht und Gerechtigkeit zu

verstärken. Pfr. John Jillions von der Ortho-

doxen Kirche in den USA verweigerte dem

Beschluss seine Zustimmung, weil der Text

einen Hinweis auf die Gründe für das

Abstimmungsverhalten der USA vermissen

lasse. Der Weltkirchenrat wies in seiner

Stellungnahme noch einmal darauf hin, dass

das Veto im Widerspruch zu den Erklärun-

gen von US-Präsident Obama in Kairo im

Juni 2010 stehe, in denen es heißt, die

Vereinigten Staaten erkennen die Legitimität

des fortgesetzten israelischen Siedlungsbaus

nicht an. Das Recht Israels in sicheren

Grenzen zu leben, stehe nicht in Frage,

unterstrich der OeRK. Die Siedlungspolitik

verletze allerdings das Völkerrecht und

blockiere den Friedensprozess zwischen

Israelis und Palästinensern.

Nepal:
Rechte der Christen achten

Im ehemaligen Hindu-Königreich Nepal

endete mit der Wahl eines neuen Premier-

ministers eine neunmonatige Blockadephase.

Christliche Organisationen haben die neue

Regierung aufgefordert, die erarbeitete neue

Verfassung zu vollenden und die Rechte der

Christen im Land, einschließlich auf eine

Begräbnisstätte zu garantieren. Die britische

Organisation Christian Solidarity Worldwide

(CSW) hat sich an den Premierminister Jhala

Nath Khanal gewandt, damit die neue

Verfassung vor dem 28. Mai 2011 in Kraft

gesetzt wird, nachdem ein entsprechender

Zeitplan im letzten Jahr gescheitert war.

Freiheit der Religionsausübung einschließlich

des Rechtes auf Konversion müsste Be-

standteil der neuen Verfassung sein. Die

neue Verfassung sei ein wichtiger Schritt in

der Transformation Nepals in eine säkulare

Demokratie, so Andrew Johnston, der für

die CSW als Advocacy-Direktor arbeitet.

Auch wenn sich Nepal bereits im Jahr 2006

durch das Parlament für säkular erklärt hat,

gibt es für keine religiöse Minderheit einen

eigenen Friedhof. Christen und Christinnen

werden bislang im Geheimen auf einem

Waldstück bestattet, das dem ältesten Tem-

pel des Landes, dem Pashupatinath-Tempel,

gehört. Doch seit diesem Jahr hat die

Stiftung, zu welcher der Tempel gehört,

damit begonnen, die Gräber von Nicht-

Hindus mit der Begründung zu zerstören,

deren Existenz verletze die Gefühle der

Hindus. Die United Christian Alliance of

Nepal, ein Zusammenschluss der katholi-

schen Kirche sowie neun weiterer religiöser

Organisationen, hat die Regierung aufgefor-

dert, ein eigenes Grundstück bereit zu stel-

len. Protestantische Organisationen haben

sogar damit gedroht, Leichen vor dem

Amtssitz des Premierminister oder anderer

Ministerien abzulegen, wenn es nicht bald

zur Zuweisung eines eigenen Friedhofs

komme. Die religiösen Minderheiten fürch-

ten allerdings zugleich, dass politische Un-

ruhen die Inkraftsetzung der neuen Ver-

fassung wieder einmal verhindern könnten.

Indien:
Kirchen protestieren gegen
Untersuchungsbericht
Mehr als 15.000 Christen und Christinnen

nahmen an einer Kundgebung teil, um gegen

den ihrer Meinung nach parteiischen Unter-

suchungsbericht zu den Anschlägen auf

Kirchen im Staat Karnataka zu protestieren.

Der Protest, der vom Vereinigten Christ-

lichen Menschenrechtsforum Karnataka

(KUCFHR) organisiert worden war, wandte

sich gegen einen Bericht, der Hindu-

Gruppen, die Polizei und die herrschende

Hindu-Nationalisten Partei Bharatiya Janata

von jeder Verantwortung für die Angriffe auf

Kirchen freisprach. An der Kundgebung nah-

men auch hunderte von Nonnen in Or-

denstracht und Priester in weißer Soutane

teil. „Unsere Gebetsstätten wurden zerstört,

unschuldige Christen brutal angegriffen und

unzähligen Demütigungen ausgesetzt“,

sagte der römisch-katholische Erzbischof

Bernard Moras aus Bangalore, Vorsitzender

des Christlich Oekumenischen Forums.

„Keiner wird für diese Anschläge zur

Verantwortung gezogen. Indem die Täter

und die Organisationen freigesprochen wer-

den, hat die Kommission die Wahrheit feier-

lich zu Grabe getragen. Wir verurteilen die-

sen Bericht und lehnen ihn ab“, sagte Moras

unter dem Applaus der Demonstranten. Zu

ihnen gehörten Katholiken, Protestanten

und Orthodoxe. Im Januar hatte eine

Kommission unter Leitung eines pensionier-

ten Obersten Richters einen Bericht über

Anschläge auf drei Dutzend Kirchen im

September 2008 und andere Angriffe auf

Christen vorgelegt.

„Als Christen haben wir den Auftrag, die

Frohe Botschaft zu verkünden. Die indische

Verfassung garantiert das fundamentale

Recht, unseren Glauben zu predigen“, sagte

Bischof Vasant Kumar, Moderator der

Church of South India auf dieser ökumeni-

schen Versammlung am 21. Februar 2011.

„Als friedliebende Gemeinschaft werden wir

Christen trotz dieser Angriffe nicht auf

Gewalt zurückgreifen.“

Sajan K. George, Präsident des in Banga-

lore ansässigen Global Council of Indian

Christians, erklärte gegenüber der Agentur

ENI, dass seine Diözese Karnataka die höch-

ste Zahl von Gewalttaten gegen Christen im

Land in den letzten Jahren aufzuweisen

habe. George verwies darauf, dass in den

letzten drei Jahren 236 Angriffe verzeichnet

worden seien. Die Kirchenführer wiederhol-

ten ihren Anspruch auf „eine unparteiische

und unabhängige Untersuchung“ der

Angriffe seitens der indischen Bundes-
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Während der Zentralausschussitzung des Weltkirchenrats ist Aufmerksamkeit gefragt. Hier
Bischof Nicolaos Hyka von der orthodoxen Kirche in Albanien.
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regierung. In einem Sit-in in Bangalore un-

terstrichen 19 Bischöfe aus unterschiedlichen

Kirchen diese Forderung.

Katholiken:
Zahl weltweit gestiegen

Um ein Prozent ist die Zahl der Katholik-

Innen weltweit im Jahr 2009 gestiegen, mel-

det das neue „Päpstliche Jahrbuch“. Die

Katholiken stellen mit 1,18 Milliarden die

größte Kirche der Welt dar. Davon leben die

Hälfte in Süd- und Nordamerika, 24 Prozent

in Europa, 15 Prozent in Afrika und etwa 11

Prozent in Asien. Auch die Zahl der Bischöfe

stieg um ein Prozent von 5002 auf 5065.

Die Zahl der Priester stieg dagegen nur um

0,2 Prozent, der Anstieg um 809 Priester

bildete dennoch den größten Zuwachs in

einem einzelnen Jahr seit 1999.

Insgesamt verfügt die römisch-katholische

Kirche über 410.593 Priester. Diese Zahl hat

im Laufe des letzten Jahrzehnts weltweit um

1,3 Prozent zugenommen. Nur in Europa

ging die Zahl der Weltpriester zurück. Auf

allen anderen Kontinenten stieg sie hingegen

an. Die Zahl der Ordensgeistlichen nahm mit

Ausnahme von Asien und Afrika überall ab.

Schottland:
Nachhaltige Landwirtschaft

Angesichts steigender Energiepreise und stei-

gender Nachfrage nach nachwachsenden

Rohstoffen hat sich die Kirche von Schott-

land zum ersten Mal mit der Frage einer ver-

antwortlichen Lebensmittelerzeugung be-

fasst. 

Die Sonderkonferenz stellte fest, dass

Ernährung und Landwirtschaft in Schottland

eine große Rolle spielten. Wie in vielen

Teilen der Europäischen Union sähen sich

einige schottische Landwirte vor gewaltige

Probleme gestellt, während andere mit

erheblichen Summen subventioniert würden.

In den Städten müssten kleine Geschäfte und

Lebensmittelläden wegen der Errichtung

großer Supermärkte schließen. Diese Ent-

wicklung fordere die Kirche dazu heraus, neu

darüber nach zudenken, was „nachhaltiges

Wirtschaften“ eigentlich bedeute. Auch

wenn es in erster Linie um schottische Ent-

wicklungen gehe, müssten doch auch die

Erfahrungen anderenorts mit bedacht wer-

den. Dabei stelle sich mit Blick auf die Ge-

neralversammlung der Schottischen Kirche

im Jahre 2012 die Frage, was denn die ein-

zelnen Gemeinden zu nachhaltiger Lebens-

mittelerzeugung und Landwirtschaft beitra-

gen könnten, erklärte Pfr. Ian Galloway, Vor-

sitzender des Rates für Kirche und Gesell-

schaft.

Großbritannien:
Banken sollen sich ihrer sozialen
Verantwortung stellen
Die britischen Banken sollen sich mit den

sozialen, ethischen und ökologischen Proble-

ren. Er empfiehlt weiterhin, dass Banken

sicherstellen, dass Kunden sich ihrer eigenen

Steuerpflicht bewusst werden.

Zum letzteren regt der Bericht an, dass

alle Banken einen separaten, extern bestätig-

ten Corporate Responsibility Bericht erstel-

len müssen, der zumindest den Richtlinien

der Global Reporting Initiative (GRI, Ams-

terdam) folgt. Die GRI bietet ein System von

Rahmenbedingungen für Organisationen zur

Berichterstattung über ihr Engagement für

eine nachhaltige Entwicklung.

Ebenso sollten sie ihre Richtlinien zu so-

zialen, ethischen und ökologischen Fragen

offenlegen.

Litvinoff sagte, der Bericht sei in erster

Linie an Anteilseigner und Kunden von

Banken gerichtet und an jene, die sich für

einen Finanzsektor mit mehr sozialer Ver-

antwortung einsetzen. Der Bericht werde

„Menschen helfen, eine Bank zu finden,

deren Politik und Praxis einigermaßen im

Einklang mit ihren öffentlich bekundeten

Werten steht“, hofft er.

Afrika:
Geld für Umweltengagement an
Glaubensgemeinschaften
Eine britische Umweltschutzorganisation

will afrikanische Glaubensgemeinschaften im

Umweltengagement finanziell unterstützen.

Verantwortliche aus Kirchen und Mo-

scheen in Afrika begrüßten die Zusage von

Finanzmitteln und kündigten an, dass sie

vorhandene Anstrengungen erhöhen werden,

die das Pflanzen von Bäumen, das Redu-

zieren des Energiegebrauchs, nachhaltige

Landwirtschaft und die Schulung junger

Leute einschließen. „Das Geld wird ermög-

lichen, lokale Lösungen zu identifizieren, die

erschwinglich und nachhaltig sind,“ sagte

Pfr. Eustace Kahuthia von der presbyteriani-

schen Kirche Ostafrikas (PCEA).

„Die Unterstützung soll zunächst dazu

beitragen, entsprechende Konsultationen

stattfinden zu lassen. Wir wissen, dass es für

religiöse Organisationen nicht leicht ist, neue

Dimensionen in ihre Tätigkeit aufzuneh-

men“, sagte Martin Palmer, Generalsekretär

der Allianz für Religionen und Naturschutz

(ARC), aus Bath, England, während einer

Konferenz in Nairobi, die durch den ARC

zusammen mit der Allafrikanischen Kirchen-

konferenz veranstaltet wurde.

Er sagte, dass ARC insgesamt 2000 briti-

sche Pfund vermitteln wird. Die Mittel stam-

men von der Weltbank und der Regierung

Norwegens und sollen an 20 christliche und

muslimische Gruppen gehen. „Wir gehen

davon aus, dass die Kirchen oder Moscheen

die zugewandte Summe verdoppeln.“ Sie

würden über organisatorische und personelle

Kapazitäten bereits vor Ort verfügen.

men befassen, die im Zuge der Finanzkrise

der letzten drei Jahre sichtbar geworden

sind. Das verlangt die Wohlfahrtsorganisa-

tion „Oekumenischer Rat für Unterneh-

mensverantwortung“ (Ecumenical Council

for Corporate Responsibility/ECCR) in

einem Report vom März 2011.

Der 98seitige Bericht ist überschrieben mit

„Banken und Gesellschaft: Vertrauen wieder-

herstellen“. Unter den Themen des Berichts

finden sich unter anderem finanzielle Aus-

grenzung, verantwortliche Kreditvergabe,

Geschlechtergleichheit in der Beschäfti-

gungspolitik, Projektfinanzierung, Anlage-

vermögensverwaltung, Lobbyarbeit, Geld-

wäsche, Steuervermeidung, Verschuldung

von Entwicklungsländern, Warenspekula-

tionsgeschäfte, Bankerboni, Risikomanage-

ment und Transparenz.

„Wenn die Banken das Vertrauen der

Öffentlichkeit wiedererlangen wollen, müs-

sen sie eine angemessene Antwort auf alle

diese Fragen finden“, sagt Miles Litvinoff,

Koordinator bei ECCR.

Suzanne Ismail, Hauptautorin des Be-

richts, fügt hinzu: „Viele Banken anerkennen

eine gewisse Verantwortlichkeit in diesen

Bereichen. Doch die meisten beziehen sozia-

le und ökologische Maßnahmen nicht ausrei-

chend in ihre Unternehmenstätigkeit ein

oder agieren nicht mit ausreichender Trans-

parenz, um Außenstehenden fundierte ethi-

sche Entscheidungen ermöglichen zu kön-

nen.“

Mit Bezug auf Arbeiten anderer gesell-

schaftlicher Organisationen sowie die neuere

Forschung nennt der Bericht die wichtigsten

Banken des Vereinigten Königreichs und

Irlands und wirft Fragen auf, die die Men-

schen zu deren Arbeit stellen sollten. Er gibt

Empfehlungen, wie die Banken ihre unter-

nehmerische Verantwortung besser wahrneh-

men könnten, nachdem sie öffentlich dafür

kritisiert wurden, dass sie trotz freiwilliger

Richtlinien und Eigenaussagen, sie würden

soziale und ethische Belange in ihre Ent-

scheidungsfindung einbeziehen, immer noch

ökologisch und sozial zerstörerische Projekte

finanzieren.

Der Bericht stellt fest, dass eines dieser

Projekte die Entwicklung des kanadischen

Ölsand-Abbaus ist, von dem Kritiker sagen,

es gehöre weltweit zu den Formen der Ölge-

winnung mit der höchsten Umweltver-

schmutzung und führe zu der dreifachen

Menge an Treibhausgasemissionen vergli-

chen mit konventioneller Ölförderung. Die

britischen Banken finanzieren Unternehmen,

die sich stark an der Förderung von Ölsan-

den beteiligen, laut ECCR zum Beispiel

Barclays, HSBC und die Royal Bank of

Scotland.

Der Bericht hebt insbesondere zwei Pro-

bleme hervor, die das öffentliche Vertrauen

untergraben haben, nämlich Steuervermei-

dung und mangelnde Transparenz. Zum

ersteren schlägt er vor, dass die Banken auf

zwischenstaatlicher Ebene alle Steuern offen-

legen sollten, die sie auf ihre Gewinne abfüh-
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Bei Meldungen aus der internationalen Oekumene wurden in

Ergänzung zu eigenen Recherchen Agenturmeldungen von ENI

ausgewertet, außerdem die Pressedienste von OeRK, LWI, RWF,

CEC, RNA und KIPA



1. Dass Gerechtigkeit und Friede sich
küssen. Kann es Gerechtigkeit ohne Frieden

geben? Kann es Frieden ohne Gerechtigkeit

geben? Allzu oft verfolgen wir Gerechtigkeit

auf Kosten des Friedens und Frieden auf

Kosten von Gerechtigkeit. Frieden getrennt

von Gerechtigkeit wahrzunehmen, heißt, die

Hoffnung zu kompromittieren, dass „Ge-

rechtigkeit und Frieden sich küssen [wer-

den]“ (Ps. 85,10). Wenn Frieden und Ge-

rechtigkeit fehlen oder wenn sie in Gegensatz

zueinander gebracht werden, müssen wir

unsere Handlungsweisen ändern. Wir wollen

uns daher aufmachen und uns gemeinsam für

Frieden und Gerechtigkeit einsetzen.

2. Lasst die Völker sprechen: Es gibt viele

Geschichten zu erzählen – Geschichten, die

von Gewalt, Verletzung der Menschenwürde

und Zerstörung der Schöpfung durchdrun-

gen sind. Wenn jedes Ohr die Schreie hören

würde, gäbe es keinen wirklich stillen Platz.

Viele Menschen leiden noch unter den Aus-

wirkungen von Kriegen; ethnische und reli-

giöse Feindseligkeiten, Rassismus und kas-

tenbasierte Diskriminierung haben die Fassa-

de der Nationen beschädigt und hinterlassen

hässliche Narben. Hunderttausende sind ge-

storben, vertrieben, heimatlos, Flüchtlinge in

ihrem eigenen Land. Frauen und Kinder tra-

gen oft die Hauptlast der Konflikte: viele

Frauen werden missbraucht, sind Opfer von

Menschenhandel oder werden getötet; Kin-

der werden von ihren Eltern getrennt, wer-

den Waisen, als Soldaten rekrutiert, misshan-

delt. In vielen Ländern sind Zivilisten der

Gewalt durch Besetzung, paramilitärische

Gruppen, Guerillas, verbrecherische Kartelle

oder Regierungstruppen ausgesetzt. Bürger

vieler Nationen leiden unter Regierungen,

die von nationaler Sicherheit oder bewaffne-

ter Macht besessen sind und doch Jahr für

Jahr darin versagen, wirkliche Sicherheit zu

schaffen. Tausende von Kindern sterben je-

den Tag aufgrund von Mangelernährung,

während die Machthabenden weiterhin wirt-

schaftliche und politische Entscheidungen

treffen, die nur einigen wenigen Nutzen

bringen.

3. Lasst die Bibel sprechen: Die Bibel

macht Gerechtigkeit zur untrennbaren

Gefährtin des Friedens (Jes 32,17; Jak 3,18).

Beide weisen auf gerechte und nachhaltige

Beziehungen in der menschlichen Gesell-

schaft, auf die Lebendigkeit unserer Be-

ziehung zur Erde, das „Wohlbefinden“ der

Erde und die Bewahrung der Schöpfung hin.

Friede ist Gottes Geschenk an eine gebro-

chene, aber geliebte Welt, heute wie zu Leb-

zeiten Jesu Christi: „Den Frieden lasse ich

euch, meinen Frieden gebe ich euch! Nicht

gebe ich euch, wie die Welt gibt“ (Joh 14,

27). In Leben und Lehre Jesu Christi, in sei-

nem Tod und seiner Auferstehung erkennen

wir, dass Friede sowohl Verheißung als auch

Gegenwart ist – eine Hoffnung für die Zu-

kunft und ein Geschenk hier und jetzt. 

4. Jesus lehrte uns, unsere Feinde zu lieben,

für unsere Verfolger zu beten und keine töd-

lichen Waffen zu benutzen. Der Friede, den

er uns bringt, kommt im Geist der Selig-

preisungen zum Ausdruck (Mt 5,3–11).

Obwohl Jesus verfolgt wird, bleibt er stand-

haft in seiner aktiven Gewaltlosigkeit, sogar

bis in den Tod. Sein Leben für die Gerech-

tigkeit endet am Kreuz, einem Werkzeug der

Folter und Hinrichtung. Mit Jesu Aufersteh-

ung bekräftigt Gott, dass eine solch uner-

schütterliche Liebe, ein solcher Gehorsam

und ein solches Vertrauen zum Leben füh-

ren. Das gilt auch für uns.

5. Wo immer Vergebung, Achtung der
Menschenwürde, Großzügigkeit und Für-
sorge für die Schwachen im gemeinsamen
Leben der Menschheit herrschen, bekom-
men wir eine – wenn auch flüchtige – Vor-
ahnung vom Geschenk des Friedens.
Daraus folgt, dass Friede verloren geht,

wenn Ungerechtigkeit, Armut und Krankheit

– ebenso wie bewaffnete Konflikte, Gewalt

und Krieg – den Menschen an Leib und

Seele, der Gesellschaft und der Erde Wunden

zufügen.

6. Jedoch, manche Texte in der Bibel brin-

gen Gewalt in Verbindung mit dem Willen

Gottes. Aufgrund dieser Texte haben Teile

unserer christlichen Familie den Einsatz von

Gewalt durch sich selbst und andere legiti-

miert und tun das auch weiterhin. Wir kön-

nen solche Texte nicht mehr lesen, ohne die

Aufmerksamkeit auf das Versagen der Men-

schen zu lenken, den göttlichen Ruf zum

Frieden ernst zu nehmen. Heute müssen wir

Texte hinterfragen, die von Gewalt, Hass

und Vorurteilen sprechen oder den Zorn

Gottes auf andere Völker lenken, damit er sie

vernichte. Wir müssen es zulassen, dass diese

Texte uns lehren zu erkennen, wann unsere

Ziele, Pläne, Animositäten, Leidenschaften

und Gewohnheiten – wie bei den Menschen

in der Bibel – unsere eigenen Wünsche und

nicht den Willen Gottes widerspiegeln. 

7. Lasst die Kirche sprechen: Als der Leib
Christi ist die Kirche dazu berufen, ein
Ort des Friedenstiftens zu sein. Auf vielfäl-

tige Weise, vor allem in der Feier der Eucha-

ristie, veranschaulichen unsere liturgischen

Traditionen, dass wir durch den Frieden

Gottes berufen sind, miteinander und mit

der Welt in Frieden zu leben. Doch nicht sel-

ten scheitern Kirchen daran, diese Berufung

tatsächlich zu leben. Die Uneinigkeit unter

Christen, die die Glaubwürdigkeit der Kir-

chen in ihrer Friedensarbeit in vielerlei Hin-

sicht untergräbt, lädt uns unaufhörlich zur

Umkehr unserer Herzen und Sinne ein. Nur

wenn Glaubensgemeinschaften in Gottes

Frieden verankert sind, können sie „Versöh-

nung und Frieden in Gerechtigkeit in unsere

Häuser, Kirchen und Gesellschaften tragen

wie auch in die politischen, sozialen und

wirtschaftlichen Strukturen auf Weltebene“

(Vollversammlung von Harare, 1998). Die

Kirche, die den Frieden lebt, den sie verkün-

det, ist das, was Jesus eine Stadt auf dem

Berge nannte, die alle sehen können (Mt 5,

14). Die Gläubigen, die den ihnen von Gott

in Christus anvertrauten Dienst der Versöh-

D O K U M E N TAT I O N OEKUMENISCHER INFORMATIONSDIENST Frühjahr 2011 7

AUFRUF DER INTERNATIONALEN OEKUMENISCHEN
FRIEDENSKONVOKATION ZUM GERECHTEN FRIEDEN

„Richte unsere Schritte auf den Weg des Friedens“ (LUKAS 1,79)

PRÄAMBEL: Dieser Text ist ein gemeinsamer christlicher Aufruf, der in erster Linie an die
weltweite christliche Gemeinschaft gerichtet ist. Inspiriert durch das Beispiel Jesu von
Nazareth lädt dieser Aufruf Christen und Christinnen ein, den Weg des gerechten
Friedens mitzugehen. Im Bewusstsein, dass die Verheißung des Friedens ein Grund-
anliegen aller Religionen ist, wendet er sich an alle, die Frieden nach ihren eigenen reli-
giösen Traditionen und Verpflichtungen suchen. Der Aufruf wird vom Zentralausschuss
des Oekumenischen Rates der Kirchen entgegengenommen und zu Studium, Reflexion
und Zusammenarbeit weiter empfohlen. Er ist in Antwort auf eine Empfehlung der
Vollversammlung in Porto Alegre, Brasilien, (2006) entstanden und baut auf Erkennt-
nissen auf, die im Laufe der Oekumenischen „Dekade zur Überwindung von Gewalt:
Kirchen für Frieden und Versöhnung“ (2001–2010) gewonnen wurden.

Gerechter Friede steht für einen fundamentalen Wandel in der ethischen Praxis. Er
setzt andere Bewertungsgrundlagen und Handlungskriterien voraus. Dieser Aufruf zeigt
den Wandel an und weist auf einige der Auswirkungen für Leben und Zeugnis der
Kirchen hin. Ein Begleitdokument mit dem Titel „Just Peace Companion“ (Begleiter auf
dem Weg zu einem gerechten Frieden) enthält weiterführende theologische und ethische
Überlegungen, macht Vorschläge für die weitere Vertiefung des Themas und stellt
Beispiele guter Praxis vor. Es steht zu hoffen, dass diese Materialien zusammen mit den
Verpflichtungen aus der Internationalen ökumenischen Friedenskonvokation, die im
Mai 2011 in Kingston unter dem Thema „Ehre sei Gott und Frieden auf Erden“ statt-
finden wird, der kommenden Vollversammlung des Oekumenischen Rates der Kirchen
(2013) helfen werden, einen neuen ökumenischen Konsens im Blick auf Gerechtigkeit
und Frieden zu erreichen.
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nung ausüben, weisen über die Kirchen hin-

aus auf das hin, was Gott in der Welt voll-

bringt (siehe 2. Kor 5,18).

Der Weg des gerechten Friedens

8. Es gibt viele Möglichkeiten, auf Gewalt

zu reagieren, viele Möglichkeiten, Frieden zu

leben. Als Mitglieder der Gemeinschaft, die

Christus als Verkörperung des Friedens ver-

kündet, folgen wir dem Aufruf, die göttliche

Gabe des Friedens in gegenwärtige Kontexte

von Gewalt und Konflikt hinein zu bringen.

So begeben wir uns auf den Weg des gerech-

ten Friedens; er fordert von uns die Bemüh-

ung, das Ziel zu erreichen, wie die Bereit-

schaft, auf dem Weg zu bleiben. Wir laden

Menschen aller Weltanschauungen und reli-

giösen Traditionen ein, sich auf das Ziel ein-

zulassen und sich gemeinsam auf den Weg zu

machen. Gerechter Friede verlangt von uns

allen, dass wir ihn mit unserem Leben bezeu-

gen. Um Frieden zu schaffen, müssen wir

persönliche, strukturelle und Mediengewalt

verhindern und abschaffen, einschließlich der

Gewalt gegen Menschen aufgrund von Ras-

se, Kaste, Geschlecht, sexueller Orientier-

ung, Kultur oder Religion. Wir müssen den-

jenigen, die uns voraus gegangen sind,

Rechenschaft ablegen und in einer Weise

leben, die die Weisheit unserer Vorfahren

und das Zeugnis der Heiligen in Christus

ehrt. Wir haben auch eine Verantwortung

gegenüber denjenigen, die die Zukunft sind:

unseren Kindern, „den Menschen von mor-

gen“. Unsere Kinder verdienen es, eine ge-

rechtere und friedlichere Welt zu erben.

9. Gewaltloser Widerstand steht im Mittel-

punkt des Weges zum gerechten Frieden.

Gut organisierter und friedlicher Widerstand

ist aktiv, hartnäckig und wirksam – ob ange-

sichts von staatlichem Missbrauch und Un-

terdrückung oder von Geschäftspraktiken,

die schutzlose Gemeinschaften und die

Schöpfung ausbeuten. In der Erkenntnis,

dass die Stärke der Mächtigen vom Gehor-

sam und der Fügsamkeit der Bürger, der

Soldaten und zunehmend auch der Ver-

braucher abhängt, können gewaltfreie Strate-

gien auch Aktionen des zivilen Ungehorsams

und Widerstands einbeziehen.

10. Auf dem Weg des gerechten Friedens

wird die Begründung von bewaffneten Kon-

flikten und Kriegen zunehmend unglaub-

würdig und inakzeptabel. Jahrzehntelang

haben die Kirchen mit ihrer Uneinigkeit in

dieser Frage gekämpft; aber der Weg des

gerechten Frieden zwingt uns jetzt, darüber

hinaus zu gehen. Lediglich Krieg zu verur-

teilen, reicht jedoch nicht aus; wir müssen

alles in unserer Macht Stehende tun, um

Gerechtigkeit und friedliche Zusammenar-

beit zwischen den Völkern und Nationen zu

fördern. Der Weg des gerechten Friedens

unterscheidet sich grundlegend vom Kon-

zept des „gerechten Krieges“ und umfasst

viel mehr als den Schutz von Menschen vor

haben als Friedenszeugen oder Friedens-

stifter wenig Glaubwürdigkeit. Die Fähigkeit

der Kirchen, für den Frieden zu arbeiten und

ihn zu bezeugen, hängt davon ab, ob sie ein

gemeinsames Ziel im Dienst des Friedens

finden, trotz der Unterschiede, die zwischen

ihnen in ihrer ethnischen und nationalen

Identität und sogar in Lehre und Kirchen-

ordnung bestehen. 

17. Wir sind auf dem Weg als eine Gemein-

schaft mit einer gemeinsamen Ethik und Pra-

xis des Friedens, die Vergebung und Feindes-

liebe, aktive Gewaltlosigkeit und Achtung für

andere, Sanftmut und Barmherzigkeit ein-

schließt. Wir bemühen uns, unser Leben in

Solidarität mit anderen zu leben und für das

Gemeinwohl einzutreten. Wir suchen Frie-

den im Gebet und bitten Gott, dass er uns

Erkenntnis und die Früchte des Geistes auf

unserem Weg schenken möge. 

18. In Gemeinschaften der Liebe und des

Glaubens, die gemeinsam auf dem Weg sind,

gibt es viele Hände, die Müden zu entlasten.

Eine(r) legt vielleicht Zeugnis von der Hoff-

nung angesichts von Verzweiflung ab, ein(e)

ander(e)r wendet sich in großherziger Liebe

den Bedürftigen zu. Menschen, die viel Leid

erlebt haben, finden den Mut, trotz Unglück

und Verlust weiterzuleben. Die Kraft des

Evangeliums ermöglicht es ihnen, die unvor-

stellbaren Lasten der persönlichen und kol-

lektiven Sünde, der Wut, der Bitterkeit und

des Hasses, die das Erbe von Gewalt und

Krieg sind, hinter sich zu lassen. Vergebung

löscht die Vergangenheit nicht aus, aber

wenn wir zurückblicken, können wir sehen,

dass Erinnerungen geheilt, Lasten abgelegt

und Traumata in der Gemeinschaft mit ande-

ren und mit Gott aufgelöst wurden. Wir

können unseren Weg fortsetzen.

19. Der Weg ist einladend. Durch den

Einsatz für die Aufgabe hören allmählich

immer mehr Menschen den Ruf, Friedens-

stifter zu werden. Sie kommen aus weiten

Kreisen in der Kirche, aus anderen Glaubens-

gemeinschaften und aus der Gesellschaft ins-

gesamt. Sie arbeiten daran, Spaltungen auf-

grund von Rasse und Religion, Nation und

Klasse zu überwinden; sie lernen, auf Seiten

der Verarmten zu stehen oder den schwieri-

gen Dienst der Versöhnung aufzunehmen.

Viele entdecken, dass Frieden nicht ohne die

Fürsorge für die Schöpfung und die Wert-

schätzung von Gottes wunderbarem Werk

bewahrt werden kann.

20. Indem wir den Weg gemeinsam mit

unseren Nächsten gehen, lernen wir, uns

nicht mehr auf die Verteidigung unserer In-

teressen zu konzentrieren, sondern zu einem

Leben zu finden, das von Großzügigkeit und

Offenheit geprägt ist. Wir werden sicherer

auf unserem Weg als Friedensstifter. Wir ler-

nen Menschen aus unterschiedlichen Lebens-

bereichen kennen. Wir gewinnen an Stärke,

wenn wir mit ihnen zusammenarbeiten, un-

ungerechtem Einsatz von Gewalt; außer Waf-

fen zum Schweigen zu bringen, schließt er

soziale Gerechtigkeit, Rechtsstaatlichkeit,

Achtung der Menschenrechte und Sicherheit

für alle Menschen ein.

11. Im Bewusstsein der Grenzen von Spra-

che und Verstehen schlagen wir vor, gerech-
ten Frieden als einen kollektiven und dyna-

mischen, doch zugleich fest verankerten Pro-

zess zu verstehen, der darauf ausgerichtet ist,

dass Menschen frei von Angst und Not leben

können, dass sie Feindschaft, Diskriminier-

ung und Unterdrückung überwinden und

die Voraussetzungen schaffen können für

gerechte Beziehungen, die den Erfahrungen

der am stärksten Gefährdeten Vorrang ein-

räumen und die Integrität der Schöpfung

achten.

Auf dem Weg bleiben

12. Gerechter Friede ist ein Weg, der ausge-

richtet ist auf Gottes Heilsplan für die

Menschheit und die ganze Schöpfung, im

Vertrauen darauf, dass Gott „unsere Füße

auf den Weg des Friedens richtet“ (Lk 1,79).

13. Der Weg ist schwierig. Wir erkennen,

dass wir uns auf unserem Weg der Wahrheit

stellen müssen. Wir werden uns bewusst, wie

oft wir uns täuschen und Mitschuld an der

Gewalt tragen. Wir lernen es, nicht länger

nach Rechtfertigungen zu suchen für das,

was wir getan haben, und üben uns in der

Praxis der Gerechtigkeit. Das bedeutet, dass

wir unser Fehlverhalten zugeben, Vergebung

schenken und empfangen und lernen, uns

miteinander zu versöhnen.

14. Die Sünde der Gewalt und des Krieges

spaltet Gemeinschaften zutiefst. Alle, die ihre

Gegner abgestempelt und dämonisiert ha-

ben, benötigen langfristige Unterstützung

und Begleitung, um ihre Einstellungen zu

überwinden und geheilt zu werden. Feinde

zu versöhnen und zerbrochene Beziehungen

wiederherzustellen, ist sowohl ein langwieri-

ger Prozess wie auch ein notwendiges Ziel.

In einem Prozess der Versöhnung gibt es

keine Machthaber und Machtlosen mehr,

keine Vorgesetzten und Untergebenen, keine

Mächtigen und Erniedrigten. Beide, Opfer

und Täter, werden verwandelt.

15. Friedensabkommen sind oft zerbrech-

lich, vorläufig und unzureichend. Orte, an

denen Friede verkündet wird, können noch

immer von Hass erfüllt sein. Kriegsschäden

und Auswirkungen von Gewalt zu beheben,

kann länger dauern als der Konflikt, der sie

verursacht hat. Aber jedes Anzeichen von

Frieden auf dem Weg – auch wenn es unvoll-

kommen ist – enthält in sich eine Verhei-

ßung, dass Größeres kommen wird.

16. Wir gehen den Weg gemeinsam. Die

Kirche, die in der Frage des Friedens uneins

ist, und von Konflikten zerrissene Kirchen
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sere gegenseitige Verwundbarkeit anerken-

nen und unser gemeinsames Menschsein

bekräftigen. Der andere ist nicht mehr ein

Fremder oder ein Gegner, sondern ein

Mitmensch, der mit uns auf dem Weg ist.

Markierungen auf dem Weg des
gerechten Friedens

21. Gerechter Friede und Konflikttrans-
formation. Konflikttransformation ist ein

wesentlicher Bestandteil des Friedensschaf-

fens. Der Transformationsprozess beginnt da-

mit, Gewalt zu demaskieren und verdeckte

Konflikte offen zu legen, um deren Auswir-

kungen für die Opfer und die Gemeinschaf-

ten sichtbar zu machen. Konflikttransforma-

tion hat das Ziel, die Gegner dazu herauszu-

fordern, ihre widerstreitenden Interessen auf

das Gemeinwohl hin auszurichten. Unter

Umständen muss sie einen künstlichen Frie-

den stören, strukturelle Gewalt bloßlegen

oder nach Wegen suchen, wie Beziehungen

ohne Aufrechnung wiederhergestellt werden

können. Es gehört zur Berufung der Kirchen

und Religionsgemeinschaften, die Opfer von

Gewalt zu begleiten und für sie einzutreten.

Das schließt auch ein, zivilgesellschaftliche

Mechanismen zur Bewältigung von Konflik-

ten zu stärken und Behörden sowie andere

Täter zur Rechenschaft zu ziehen – selbst

Täter aus kirchlichen Gemeinschaften. Den

grundlegenden Rahmen für all diese Bemüh-

ungen bildet die „Herrschaft des Rechts“.

22. Gerechter Friede und die Anwendung
von Waffengewalt. Es wird jedoch Zeiten

geben, in denen unser Engagement für den

gerechten Frieden auf die Probe gestellt

wird, denn wir streben nach Frieden inmitten

von Gewalt und angesichts der Drohung von

gewaltsamen Konflikten. Es gibt Extrem-

situationen, in denen der rechtmäßige Ein-

satz von Waffengewalt als letzter Ausweg

und kleineres Übel notwendig werden kann,

um gefährdete Bevölkerungsgruppen zu

schützen, die unmittelbaren tödlichen

Gefahren ausgesetzt sind. Doch selbst dann

sehen wir den Einsatz von Waffengewalt in

Konfliktsituationen sowohl als Zeichen

schwerwiegenden Versagens wie auch als

zusätzliches Hindernis auf dem Weg zu

einem gerechten Frieden an.

23. Während wir die völkerrechtlich be-

gründete Autorität der Vereinten Nationen

anerkennen, auf Gefährdungen des Welt-

friedens im Geist und nach dem Wortlaut

der Charta der Vereinten Nationen zu rea-

gieren, einschließlich der Anwendung militä-

rischer Gewalt innerhalb der Grenzen des

Völkerrechts, fühlen wir uns als Christen und

Christinnen verpflichtet, darüber hinaus zu

gehen – und jede theologische oder andere
Rechtfertigung des Einsatzes militärischer

Gewalt in Frage zu stellen und die Berufung

auf das Konzept eines „gerechten Krieges“

und dessen übliche Anwendung als obsolet

zu erachten.

24. Wir sind uns des moralischen Dilemmas

bewusst, das diesen Aussagen innewohnt.

Das Dilemma lässt sich teilweise lösen, unter

der Voraussetzung, dass die Kriterien, die in

der Tradition des gerechten Krieges ent-

wickelt worden sind, weiterhin als Rahmen

für eine Ethik des rechtmäßigen Einsatzes

von Gewalt dienen können. Diese Ethik

würde es z.B. erlauben, sich ernsthaft einzu-

lassen auf das Konzept des „just policing“,

auf die Entstehung einer neuen völkerrecht-

lichen Norm zur „Schutzpflicht“ und die

vertrauensvolle Anwendung der in der UN-

Charta verankerten friedensstiftenden Me-

chanismen. Kriegsdienstverweigerung, also

die Weigerung, Militärdienst zu leisten, soll-

te als Menschenrecht anerkannt werden.

Vieles andere, was im Widerspruch zum

Frieden und zur internationalen Rechtsord-

nung steht, muss kategorisch und endgültig

abgelehnt werden, beginnend mit dem

Besitz oder dem Einsatz jeglicher Massen-

vernichtungswaffen. Unser gemeinsames Le-

ben drängt zur Konvergenz von Denken,

Handeln und Recht auf das Ziel, Frieden zu

stiften und aufzubauen. Als Christen und

Christinnen verpflichten wir uns daher zu

einem umgewandelten ethischen Diskurs,

der die Gemeinschaft in der Praxis gewaltlo-

ser Konflikttransformation anleitet und die

Voraussetzungen schafft für Fortschritte auf

dem Weg zum Frieden.

25. Gerechter Friede und Menschen-
würde. Die Bibel lehrt uns, dass die Men-

schen als Ebenbild Gottes geschaffen und

mit Würde und Rechten ausgestattet sind.

Die Anerkennung dieser Würde und dieser

Rechte ist von zentraler Bedeutung für unser

Verständnis des gerechten Friedens. Wir be-

kräftigen, dass es die Bestimmung von

Rechtsstaatlichkeit ist, die erforderlichen

rechtlichen Rahmenbedingungen zum

Schutz der Menschenrechte zu schaffen.

Allerdings beobachten wir, dass der Miss-

brauch von Menschenrechten in Krieg und

Frieden in vielen Gesellschaften allgegenwär-

tig ist und dass diejenigen, die zur Rechen-

schaft gezogen werden sollten, straffrei aus-

gehen. Weltweit gibt es den Aufruf, für die

Menschenrechte und gegen Straffreiheit ein-

zutreten. Als Antwort darauf müssen wir uns

im Geist der Freundschaft und Zusammen-

arbeit allen Partnern in der Zivilgesellschaft,

darunter auch Menschen anderer Religionen,

zuwenden, die die Menschenrechte zu ver-

teidigen und die Rechtstaatlichkeit zu stärken

suchen. 

26. Gerechter Friede und Bewahrung der
Schöpfung. Gott machte alle Dinge gut und

vertraute der Menschheit die Verantwortung

an, für die Bewahrung der Schöpfung Sorge

zu tragen (1. Mose 2,4–9). Die Ausbeutung

der Natur und der Missbrauch der endlichen

Ressourcen offenbaren ein Muster von Ge-

walt, das oft einigen Menschen Vorteile auf

Kosten der großen Mehrheit bringt. Wir wis-

sen, dass die ganze Schöpfung seufzt und

sich sehnt, befreit zu werden, nicht zuletzt

von dem missbräuchlichen Handeln der

Menschen (Röm 8,22). Als gläubige Men-

schen bekennen wir unsere Mitschuld an

dem Schaden, den wir der Schöpfung und

allen Lebewesen durch unser Tun und unser

Unterlassen zugefügt haben. Die Vision vom

gerechten Frieden reicht über die Wieder-

herstellung gerechter Beziehungen in der

Gemeinschaft hinaus; sie verpflichtet die

Menschen auch, sich um die Erde als unser

Zuhause zu kümmern. Wir müssen auf

Gottes Verheißung vertrauen und danach

streben, dass alle Menschen angemessen und

gerecht an den Ressourcen der Erde teilha-

ben können.

27. Aufbau von Kulturen des Friedens.
Wir haben uns verpflichtet, Kulturen des

Friedens in Zusammenarbeit mit Menschen

anderer religiöser Traditionen, Überzeugun-

gen und Weltanschauungen aufzubauen. In

diesem Sinne versuchen wir, dem Gebot des

Evangeliums zu folgen, unsere Nächsten zu

lieben, Gewalt abzulehnen und nach Gerech-

tigkeit für Arme, Entrechtete und Unter-

drückte zu streben (Mt 5,1–12; Lk 4,18).

Die kollektive Bemühung stützt sich auf die

Gaben von Männern und Frauen, Jung und

Alt, Führungskräften und ArbeitnehmerIn-

nen. Wir bestätigen und würdigen die Gaben

von Frauen beim Aufbau des Friedens. Wir

erkennen die besondere Rolle religiöser Füh-

rungspersönlichkeiten, ihren Einfluss in der

Gesellschaft, die potenziell befreiende Macht

religiöser Weisheit und Einsicht für die

Förderung von Frieden und Menschenwürde

an. Gleichzeitig beklagen wir Situationen, in

denen religiöse Führungskräfte ihre Macht

für eigennützige Zwecke missbrauchen oder

in denen kulturelle und religiöse Verhal-

tensmuster zu Gewalt und Unterdrückung

beitragen. Wir sind besonders besorgt über

aggressive Rhetorik und Lehre, die unter

dem Deckmantel der Religion verbreitet und

durch die Macht der Medien verstärkt wer-

den. Während wir in tiefer Demut anerken-

nen, dass es in Vergangenheit und Gegen-

wart eine christliche Mitschuld an der Ent-

stehung von Vorurteilen und anderen, Hass

schürenden Haltungen gegeben hat, ver-

pflichten wir uns, Gemeinschaften der Ver-

söhnung, Annahme und Liebe aufzubauen.

28. Friedenserziehung. Eine von der Vi-

sion des Friedens inspirierte Erziehung ist

mehr als nur Unterricht in den Strategien der

Friedensarbeit. Es ist eine zutiefst spirituelle

Charakterbildung, die Familie, Kirche und

Gesellschaft einbezieht. Friedenserziehung

zielt darauf, den Geist des Friedens zu 

wecken und zu nähren, die Achtung der

Menschenrechte zu verinnerlichen, Alterna-

tiven zur Gewalt zu entwickeln und anzu-

nehmen. Friedenserziehung fördert aktive

Gewaltlosigkeit, der eine unvergleichliche

Macht zur Veränderung innewohnt und die

in verschiedenen Traditionen und Kulturen

praktiziert und geschätzt wird. Charakter-
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und Gewissensbildung rüstet Menschen aus,

den Frieden zu suchen und ihm nachzuja-

gen.

Gemeinsam den gerechten 
Frieden suchen

29. Die christliche Pilgerreise hin zum

Frieden bietet viele Möglichkeiten, sichtbare

und lebensfähige Gemeinschaften für den

Frieden aufzubauen. Eine Kirche, die für den

Frieden betet, der Gemeinschaft dient, Geld

ethisch verantwortungsvoll einsetzt, die Um-

welt bewahrt und gute Beziehungen mit an-

deren pflegt, kann zu einem Werkzeug des

Friedens werden. Wenn Kirchen außerdem

gemeinsam für den Frieden arbeiten, kann

ihr Zeugnis glaubwürdiger werden (Joh 17,

21).

� Für Frieden in der Gemeinschaft –

damit alle frei von Angst leben können

(Micha 4,4)

„Es ist dir gesagt, … was der Herr von dir for-
dert, nämlich Recht zu üben und Güte zu lie-
ben“. „Du sollst … deinen Nächsten lieben wie
dich selbst.“ „Bittet für die, die euch verfol-
gen.“ (Micha 6,8 [Zürcher Bibel]; Lk 10,27;
Mt 5,44)

30. Globale Herausforderungen. Allzu

viele Gemeinschaften sind gespalten nach

Klasse, Rasse, Hautfarbe und Kaste, Religion

und Geschlecht. Familien und Schulen wer-

den von Gewalt und Missbrauch heimge-

sucht. Frauen und Kinder werden physisch,

psychisch und durch kulturelle Praktiken ver-

gewaltigt. Drogen- und Alkoholmissbrauch

sowie Selbstmord sind weit verbreitete For-

men der Selbstzerstörung. Arbeitsstätten

und Gotteshäuser sind von Konflikten inner-

halb der Gemeinschaft gezeichnet. Vorur-

teile und Rassismus sprechen Menschen ihre

Würde ab. ArbeitnehmerInnen werden aus-

gebeutet, Industriebetriebe verschmutzen

die Umwelt. Medizinische Versorgung ist für

viele unerreichbar und nur für wenige er-

schwinglich. Die Kluft zwischen Reich und

Arm nimmt ständig zu. Traditionen, die

Gemeinschaften zusammenhalten, werden

durch kommerzielle Einflüsse und importier-

te Lebensstile geschwächt. Medien, Spiele

und Unterhaltungsindustrie transportieren

gewalttätige und pornographische Inhalte,

die die Werte der Gemeinschaft untergraben

und destruktive Verhaltensweisen fördern.

Wenn Gewalt angewendet wird, sind junge

Männer in der Regel Täter wie auch Opfer

und Frauen und Kinder sind am stärksten

gefährdet.

31. Hauptleitlinien. Kirchen können eine

Kultur des Friedens aufbauen, indem sie sich

engagieren, zusammenarbeiten und vonein-

ander lernen. Mitglieder, Familien, Gemein-

den und Gemeinschaften werden in dieses

Engagement einbezogen. Zu den Aufgaben

gehören: Konfliktvermeidung1 und -transfor-

mation zu lernen; ausgegrenzte Menschen

zur globalen Erwärmung beitragen. Doch

sind sie diejenigen, die am meisten darunter

leiden werden.

34. Hauptleitlinien. Für Gottes kostbares

Geschenk der Schöpfung Sorge zu tragen

und nach ökologischer Gerechtigkeit zu stre-

ben, sind zentrale Grundsätze des gerechten

Friedens. Für Christen und Christinnen sind

sie auch Ausdruck des Evangeliums, das uns

aufruft, Buße zu tun angesichts des ver-

schwenderischen Umgangs mit natürlichen

Ressourcen, und jeden Tag von neuem um-

zukehren. Kirchen und ihre Mitglieder müs-

sen behutsam mit den Ressourcen der Erde,

vor allem mit Wasser, umgehen. Wir müssen

die am stärksten vom Klimawandel betroffe-

nen Bevölkerungen schützen und mithelfen,

ihre Rechte zu schützen.

35. Kirchenmitglieder und Gemeinden auf

der ganzen Welt müssen selbstkritisch über-

prüfen, wie stark sie die Umwelt belasten.

Individuell und in Gemeinschaften müssen

Christen und Christinnen lernen, auf eine

Weise zu leben, die die ganze Erde gedeihen

lässt. Viele weitere „Öko-Gemeinden“ und

„grüne“ Kirchen sind auf lokaler Ebene not-

wendig. Für die Umsetzung internationaler

Abkommen und Protokolle muss weltweit

noch viel ökumenische Fürsprachearbeit bei

Regierungen und Unternehmen geleistet

werden, um eine bewohnbarere Erde nicht

nur für uns, sondern für alle Lebewesen und

künftige Generationen sicherzustellen.

� Für Frieden in der Wirtschaft – damit

alle in Würde leben können

Gott offenbart eine Vision des Lebens in Fülle
und Würde für alle Menschen, unabhängig
von Klasse, Geschlecht, Religion, Rasse und
ethnischer Zugehörigkeit, indem er wunder-
sam eine Welt mit mehr als genug natürlichen
Reichtümern schafft, um viele Generationen
von Menschen und anderen Lebewesen zu
ernähren. (Ps 24,1; Ps 145,15; Jes 65,17–23)

36. Globale Herausforderungen. Während

eine verschwindend kleine „Weltelite“ unvor-

stellbaren Reichtum anhäuft, leben mehr als

1,4 Milliarden Menschen in extremer Armut.

Etwas läuft grundlegend falsch, wenn das

Vermögen der drei reichsten Menschen der

Welt größer ist als das Bruttoinlandsprodukt

der 48 ärmsten Länder der Welt. Unwirk-

same Regelungen, innovative aber ethisch

unverantwortliche Finanzinstrumente, ver-

zerrte Vergütungsstrukturen und andere

systemische Faktoren, die noch durch Hab-

gier verschärft werden, lösen globale Finanz-

krisen aus, die Millionen von Arbeitsplätzen

vernichten und Millionen und Abermillionen

von Menschen in die Armut treiben. Die

Ausweitung der sozioökonomischen Kluft

innerhalb und zwischen Nationen wirft

schwerwiegende Fragen hinsichtlich der

Wirksamkeit der marktorientierten, wirt-

schaftlichen Liberalisierungspolitik bei der

Beseitigung von Armut auf und stellt das

zu schützen und zu stärken; die Rolle von

Frauen bei der Bewältigung von Konflikten

und beim Friedensaufbau anzuerkennen und

sie in all diese Initiativen einzubeziehen; ge-

waltfreie Bewegungen für Gerechtigkeit und

Menschenrechte zu unterstützen und daran

teilzunehmen; und der Friedenserziehung in

Kirchen und Schulen den ihr zustehenden

Platz einzuräumen. Eine Kultur des Friedens

setzt voraus, dass Kirchen und andere Glau-

bensgemeinschaften und Gruppen Gewalt

hinterfragen, wo immer sie geschieht, ein-

schließlich ihrer allgegenwärtigen Präsenz in

Medien, Unterhaltung, Spielen und Musik.

Kulturen des Friedens entstehen, wenn alle,

besonders Frauen und Kinder, vor sexueller

Gewalt sicher und vor bewaffneten Konflik-

ten geschützt sind, wenn tödliche Waffen

verboten und aus den Gemeinschaften ent-

fernt werden und wenn häusliche Gewalt

bekämpft und beendet wird.

32. Wenn Kirchen Friedenstifter sein sollen,

müssen Christen und Christinnen zunächst

Einigkeit im Engagement für den Frieden

anstreben. Gemeinden müssen sich zusam-

menschließen, um die Kultur des Schweigens

über die Gewalt im kirchlichen Leben zu

brechen; sie müssen sich zusammen tun, um

die gewohnte Uneinigkeit angesichts von

Gewalt in unseren Gemeinschaften zu über-

winden. 

� Für Frieden mit der Erde – damit das

Leben erhalten wird

Gott schuf die Welt und machte sie vollkom-
men. Er schenkte der Menschheit Leben in 
seiner ganzen Fülle. Doch die Sünde stört die
Beziehung zwischen Menschen und der
geschaffenen Ordnung. Die Schöpfung sehnt
sich danach, dass die Kinder Gottes Haus-
halter des Lebens, der Gerechtigkeit und der
Liebe werden. (1. Mose 2,1–3; Joh 10,10; Röm
8,20–22) 

33. Globale Herausforderungen. Men-

schen müssen die Schöpfung achten und

schützen. Aber Habgier auf vielen Ebenen,

Ichbezogenheit und der Glaube an ein gren-

zenloses Wachstum haben der Erde und

ihren Geschöpfen Ausbeutung und Zerstö-

rung gebracht. Die Schreie der Armen und

Schwachen hallen im Seufzen der Erde wi-

der. Übermäßiger Konsum an fossilen

Brennstoffen und anderen begrenzt verfüg-

baren Ressourcen tun den Menschen und

dem Planeten Gewalt an. Der Klimawandel

als Folge menschlicher Lebensstile stellt eine

weltweite Gefährdung für den gerechten

Frieden dar. Globale Erwärmung, der An-

stieg des Meeresspiegels und die zunehmen-

de Häufigkeit und Intensität von Dürren

und Überschwemmungen betreffen vor

allem die am stärksten benachteiligten Bevöl-

kerungsgruppen der Welt. Indigene Völker

sind Vorbilder für nachhaltiges Leben und

gehören zusammen mit den Bewohnern der

Korallenatolle und verarmten Küstengemein-

schaften zu denjenigen, die am wenigsten
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Streben nach Wachstum als vorrangigem Ziel

jeder Gesellschaft in Frage. Übermäßiger

Konsum und Entbehrung sind Formen der

Gewalt. Weltweite Rüstungsausgaben – jetzt

höher als zu Zeiten des Kalten Krieges – leis-

ten wenig, um Frieden und Sicherheit in der

Welt zu fördern, aber viel, um sie zu gefähr-

den; Waffen bieten keine Lösung für die

Hauptbedrohungen der Menschheit, ver-

brauchen aber enorme Ressourcen, die für

diese Aufgabe umgewidmet werden könnten.

Solche Ungleichgewichte stellen die globali-

sierte menschliche Gemeinschaft vor grund-

sätzliche Herausforderungen im Blick auf

Gerechtigkeit, sozialen Zusammenhalt und

Gemeinwohl.

37. Hauptleitlinien. Friede in der Wirt-

schaft wird durch die Schaffung von „Wirt-

schaften2 im Dienst des Lebens“ gefördert.

Deren wesentliche Grundlagen sind gerechte

sozioökonomische Beziehungen, Achtung

der Rechte von ArbeitnehmerInnen, gerech-

te Teilhabe und nachhaltige Nutzung der

Ressourcen, gesunde und bezahlbare Le-

bensmittel für alle und eine breite Beteili-

gung an wirtschaftlichen Entscheidungs-

prozessen.

38. Kirchen und ihre Partner in der Ge-

sellschaft müssen für die vollständige Um-

setzung wirtschaftlicher, sozialer und kultu-

reller Rechte eintreten. Kirchen müssen sich

für eine alternative Wirtschaftspolitik einset-

zen, die Nachhaltigkeit in Produktion und

Konsum, eine Umverteilung des Wachstums,

gerechte Steuern, fairen Handel und die uni-

versale Bereitstellung von sauberem Wasser,

sauberer Luft und anderen Gemeinschafts-

gütern ermöglicht. Regulative Strukturen

und Maßnahmen müssen dafür sorgen, dass

der Finanzsektor nicht nur im Dienst der

Wirtschaft, sondern auch menschlicher Be-

dürfnisse und ökologischer Nachhaltigkeit

steht. Bei den Militärausgaben sind tiefe Ein-

schnitte notwendig, um Programme zu

finanzieren, die die Ziele der Versorgung

aller Menschen mit ausreichend Nahrung,

Unterkunft, Bildung und medizinischer Be-

treuung vorantreiben und Abhilfemaßnah-

men gegen den Klimawandel bereitstellen.

Menschlicher und ökologischer Sicherheit

muss größere wirtschaftliche Priorität einge-

räumt werden als der nationalen Sicherheit. 

� Für Frieden zwischen des Völkern –

damit Menschenleben geschützt werden

Wir sind als Ebenbild des Lebensspenders
geschaffen; es ist uns verboten, Leben zu neh-
men, und geboten, selbst unsere Feinde zu lie-
ben. Der gerechte Gott urteilt in Gerechtigkeit
über alle Völker und ruft sie auf, der Wahr-
heit im öffentlichen Raum gerecht zu werden,
Waffen in landwirtschaftliche Geräte umzu-
schmieden und nicht mehr zu lernen, Krieg
zu führen. (2. Mose 20,17; Jes 2,1–4; Mt 5,
44)

39. Globale Herausforderungen. In der

Geschichte der Menschheit gibt es immer

wieder Lichtblicke, wie das mutige Streben

nach Frieden und Konflikttransformation,

Fortschritte in der Rechtsstaatlichkeit, neue

Normen und Verträge, die den Einsatz von

Gewalt regeln, und heute sogar die Mög-

lichkeit, gerichtlich gegen Machtmissbrauch

vorzugehen, auch wenn er von Staatsober-

häuptern begangen wurde. Die Geschichte

wird jedoch überschattet von den morali-

schen und politischen Gegenpolen dieser

Lichtblicke – wie Fremdenfeindlichkeit,

Gewalt zwischen verschiedenen Bevölke-

rungsgruppen, aus Hass verübte Verbrechen,

Kriegsverbrechen, Sklaverei, Völkermord

und vieles mehr. Obwohl Geist und Logik

der Gewalt tief in der menschlichen Ge-

schichte verwurzelt sind, haben die Folgen

solcher Sünden in jüngerer Zeit exponentiell

zugenommen, verstärkt durch den skrupello-

sen Einsatz von Wissenschaft, Technik und

Kapital.

40. Eine neue ökumenische Friedensagenda

ist heute aufgrund der Art und des Umfangs

dieser Gefahren dringlicher denn je. Wir sind

Zeugen der ungeheuren Zunahme der

menschlichen Fähigkeit, das Leben und seine

Grundlagen zu zerstören. Das Ausmaß der

Bedrohung, die kollektive Verantwortung

der Menschen und die Notwendigkeit einer

konzertierten Antwort auf globaler Ebene

sind beispiellos. Zwei Gefahren dieser Grö-

ßenordnung- nuklearer Holocaust und Kli-

mawandel – könnten einen Großteil des Le-

bens und alle Aussichten auf einen gerechten

Frieden zerstören. Beide sind Ausdruck eines

gewaltsamen Missbrauchs der Energie, die

die Schöpfung uns schenkt. Eine dieser Ka-

tastrophen rührt her von der Verbreitung

von Waffen, vor allem Massenvernichtungs-

waffen; die andere Gefahr kann als Verbrei-

tung von Lebensstilen verstanden werden,

die zu Massensterben führen. Die internatio-

nale Gemeinschaft bemüht sich, beide Be-

drohungen einzudämmen, aber mit wenig

Erfolg.

41. Hauptleitlinien. Um die Heiligkeit des

Lebens zu respektieren und Frieden unter

den Völkern aufzubauen, müssen die Kir-

chen sich für eine Stärkung der internationa-

len Menschenrechtsnormen sowie der Ver-

träge und Instrumente gegenseitiger Re-

chenschaftspflicht und Konfliktlösung ein-

setzen. Zur Vermeidung tödlicher Konflikte

und Massenmorde muss die Verbreitung

tödlicher Waffen verhindert und rückgängig

gemacht werden. Kirchen müssen Vertrauen

aufbauen und mit anderen Glaubensgemein-

schaften und Menschen unterschiedlicher

Weltanschauungen zusammenarbeiten, um

nationale Kapazitäten der Kriegführung zu

reduzieren, Waffen, die die Menschheit und

den Planeten in beispiellose Gefahr bringen,

zu vernichten und grundsätzlich der Institu-

tion des Krieges die Legitimität zu entzie-

hen.

42. Ein Volk, dem die Sehnsucht in die
Wiege gelegt ist. Unser Zuhause ist nicht

das, was es sein könnte und sein wird.

Während das Leben in Gottes Hand unzer-

störbar ist, herrscht doch noch kein Friede.

Die Fürstentümer und Gewalten sind zwar

nicht souverän, feiern aber noch ihre Siege,

und wir bleiben rastlos und zerrissen, bis

Friede herrscht. Darum gehört es notge-

drungen zu unserem Aufbau des Friedens,

dass wir kritisieren, anprangern, für andere

eintreten und Widerstand leisten, so wie wir

auch verkündigen, ermächtigen, trösten, ver-

söhnen und heilen. Friedenstifter werden

ihre Stimme in Ablehnung und Unterstüt-

zung erheben, niederreißen und aufbauen,

klagen und feiern, trauern und froh sein. Bis

unsere Sehnsucht ihren Halt findet in der

Vollendung aller Dinge in Gott, wird die

Friedensarbeit weitergehen als ein Auf-

flackern der uns zugesagten Gnade.

1  Alternative Übersetzung: Konfliktprävention. 

2  Alternative Übersetzung: Wirtschaftsweisen.

Vom Zentralausschuss des Oekumenischen Rates der

Kirchen am 22. Februar 2011 für die Vorbereitung auf die

Internationale ökumenische Friedenskonvokation im Mai

2011 entgegengenommen. Vorläufige Übersetzung aus dem

Englischen durch den Sprachendienst der OeRK.

Gott des Friedens, für den nichts unmög-

lich ist, 

Schöpfer, Erlöser und Erhalter: 

Wir kommen zu Dir und bitten Dich 

um Erbarmen, um Vergebung und um 

einen neuen Anfang. 

Hilf uns, dem Frieden in dieser Welt eine

Chance zu geben. 

Wir möchten dem Frieden eine Chance 

geben, 

und haben doch schon viele Gelegenheiten

verpasst. 

Wir haben so viele Initiativen scheitern 

lassen; 

wir haben tatenlos zugesehen, wenn das 

Gute überwältigt wurde, 

anstatt das Böse mit Gutem zu überwinden. 

Vergib uns, Gott.

Wir bitten Dich: Dona nobis pacem, 

gib uns Frieden. 

Dein Geist lenke unsere Herzen und Sinne 

auf den Weg des Friedens. 

Hilf uns, in unserem eigenen Leben Frieden

wirklich werden zu lassen. 

Mach uns zu Werkzeugen Deines Friedens,

lass uns beitragen zu einer Welt, 

in der Frieden unsere Berufung und unsere

Bestimmung ist. 

Amen. 

(formuliert von Menschen aus der Karibik; Übersetzung

aus dem Englischen: Oekumenischer Rat der Kirchen;

hier im Auszug, Redaktion: Oekumenische Centrale) 

D O K U M E N TAT I O N OEKUMENISCHER INFORMATIONSDIENST Frühjahr 2011 11

Gebet 

für den Frieden



. Bremen

Von der Oekumenischen Initiative zur
Arbeitsstelle Oekumene 

Im Januar 2011 hat das Plenum der Oeku-

menischen Initiative beschlossen, die seit

ihrer Gründung 1985 durchgeführten annä-

hernd monatlichen Treffen einzustellen und

nur noch zu besonderen Themenanlässen

zusammenzukommen. Angesichts der gege-

benen Altersstruktur und abnehmender per-

soneller Rückbindung an Gemeinden ist der

Initiativencharakter zugunsten der bereits

erfolgten Institutionalisierung aufzugeben.

Am Sitz der Oekumenischen Initiative, dem

forum Kirche, wurden die gesellschafts- und

bildungsbezogenen kirchlichen Ämter und

Einrichtungen unter einheitlicher Leitungs-

verantwortung zusammengeführt. In Fort-

führung der bisherigen Praxis soll die Ar-

beitsstelle Oekumene die ökumenerelevanten

Themen sichten, in ökumenische Lern-

angebote bündeln, für gemeindliches Han-

deln zugänglich machen und städtische und

kirchliche Akteure miteinander vernetzen.

Die Zukunft der Kirchen wird 
ökumenisch sein oder ... 

Aus dem Zukunftsworkshop der Oekume-

nischen Initiative im Februar 2010 war eine

Arbeitsgruppe der Idee einer ökumenischen

Gemeindegründung nachgegangen. Das

boomende städtische Entwicklungsgebiet

der Überseestadt (ehemaliges Hafenrevier)

ist als Herausforderung für kirchliche Prä-

senz in ökumenischer Offenheit identifiziert.

Der inspirierende Besuch in Hamburg im

ökumenischen Forum Hafencity zeigte den

Unterschied zwischen Hamburg und Bre-

men in den Dimensionen und der städti-

schen Entwicklungsstrategie (geringer Anteil

von Wohnbevölkerung in Bremen). Die

Überzeugung, dass die Überseestadt in öku-

menischer Trägerschaft ein Laboratorium

ökumenischer Zukunft darstellt und mit per-

sonellen Ressourcen ausgestattet werden

sollte, soll mit einer Stellungnahme an die

Landeskirche und die ACK auf die Tages-

ordnung gesetzt werden. 

Kollekte und Oekumenefrühstück 
zur IÖFK 

Mit einem durchschnittlichen Kollekten-

betrag von ca. 1700,– Euro unterstützen am

6.2. die Gemeinden der Bremischen Evan-

gelischen Kirche den OeRK für die IöFK.

Für den 16. April 2011 laden die Bremer De-

legierten Interessierte zu einem „Oeku-

menefrühstück“ ein, um ihren Rucksack für

Kingston mit entsprechendem Inhalt zu

Gewalt parallel zur Internationalen Frie-

denskonvokation in Jamaika auf dem Pro-

gramm der Arbeit des Oekumenischen Rates

Berlin-Brandenburg (OeRBB).

So lädt der OeRBB am Sonnabend, den

21.Mai ab 18Uhr zu einer Veranstaltung mit

dem Titel „Gerechter Friede“ in die Fran-

zösische Friedrichstadtkirche ein. Hauptrefe-

rent ist der bekannte katholische Sozialethi-

ker, Jesuitenpater Friedhelm Hengsbach. Die

Arbeitsgruppen werden sich mit Referent-

Innen aus unterschiedlichen Erfahrungs-

bereichen mit den Themen Schöpfung, Frie-

den und Ökonomie beschäftigen.

Die Nacht der Offenen Kirchen an

Pfingsten 2011 übernimmt das Motto des

DEKT in Dresden „… da wird auch dein

Herz sein“. In einem Planungs-Workshop,

an dem VertreterInnen aus dem evangeli-

schen, katholischen und freikirchlichen Be-

reich teilnahmen, wurden einerseits biblische

und thematische Impulse zur Gestaltung

vermittelt, aber auch in Arbeitsgruppen An-

regungen für die Umsetzung vor Ort ent-

wickelt und praktische Erfahrungen ausge-

tauscht. Die Ergebnisse sind auf der Website

des OeRBB zur Nacht der Offenen Kirchen

zu sehen. 

Der Oekumenische Pfingstweg als Auftakt

der Nacht der Offenen Kirchen startet in die-

sem Jahr am Brandenburger Tor und führt

Unter den Linden zum Dom mit Zwischen-

halten an Orten, an denen das Herz von

VertreterInnen aus der Oekumene brennt.

Weitere Veranstaltungen zur Umsetzung

der Dekade zur Überwindung von Gewalt

sind auch für die zweite Jahreshälfte geplant.

Dazu zählt das gemeinsame Engagement mit

anderen Religionen zum Gedenken der

Opfer des 11. September 2001, verbunden

mit einem Friedenszeugnis für die Gestal-

tung der Gegenwart und Zukunft aus den

Religionen, die Gestaltung eines Gottes-

dienstes am Weltfriedenstag am 21. Septem-
ber mit dem Pfarrer der American Church in

Berlin sowie eine internationale Friedensfilm-

nacht am 11. November 2011.
Besondere Aufmerksamkeit besteht in der

Stadt auch angesichts der Vorbereitungen auf

das Taize-Jugendtreffen am Jahresende und

des Papstbesuches im September in Berlin.

Unsere besondere Fürbitte gilt der Gesund-

heit des ökumenisch stets aufgeschlossenen

und engagierten Kardinals Sterzinsky. 

Die Situation der ChristInnen und Kir-

chen im Nahen Osten hat VertreterInnen aus

den betroffenen Kirchen und aus dem

OeRBB in den letzten Wochen wiederholt

zu Gebeten und Überlegungen im Hinblick

auf eine wirkungsvolle Solidarität zusammen

geführt. 

Ein weiteres Highlight mit bundesweiter

Ausstrahlung wird in diesem Jahr sicher auch

die bundesweite Eröffnung des „Tages der

Schöpfung“ durch die ACK Deutschland am

2. September in Berlin sein. 

Pfarrerin Dr. Gerdi Nützel, Oekumenischer Rat 

Berlin-Brandenburg, Gierkeplatz 2–4, 10585 Berlin

Tel.: 0 30/3 4210 00, post@oerbb.de

schnüren. Die Mittagsgebete vom 18.–24.
Mai im Bremer Dom werden die Themen

der IöFK aufnehmen. In den Stadtteilen mit

guter ökumenischer Vernetzung sollen An-

dachten oder herausgehobene Gottesdienste

in der Zeit um die Friedenskonvokation

stattfinden. Am 20. Juni werden die beiden

Delegierten von Kingston berichten. 

„Oekofair“ als Markenzeichen der 
Kirche in Bremen 

Die Bremische Evangelische Kirche unter-

stützt offiziell Bremens Bewerbung um den

Ehrentitel Hauptstadt des fairen Handels.

Als besonderer kirchlicher Beitrag wird die

Internetplattform oekofair.kirche-bremen.de

den Umfang und Grad der Beteiligung von

Kirchengemeinden und kirchlichen Einrich-

tungen an ökofairen Initiativen und Pro-

grammen auf der Ebene der Stadt sichtbar

machen. Die Umsetzung ökofairer Verant-

wortung wird als dem kirchlichen Selbstver-

ständnis zugehörig verankert und wirkt als

Vorbild für die privaten Haushalte der

Christen und Kirchenmitglieder. 

Oekumenische Begegnungen 

Die Südafrikapartnerschaft mit dem Dia-

konia Council of Churches in Durban wird

durch eine Multiplikatorenreise zum Thema

„Klima und Entwicklung“ im Oktober 2011

fortgeführt. Erneut bietet die Oekumenische

Initiative eine Pilgerfahrt nach dem Dresde-

ner Kirchentag elbeaufwärts mit Stationen in

Theresienstadt, Prag und besonders Lidice

an, wo die mitfahrenden Radler an der jähr-

lichen Feier zum Gedenken an die Aus-

löschung des Ortes durch Hitlers Wehr-

macht teilnehmen werden. 

Kontakt: Uwe Ihssen, Oekumenische Initiative Bremen

„forum Kirche“, Hollerallee 75, 28209 Bremen

Tel.: 0421/3 4615 36, 3 4615 38

www.oekumenische-initiative.de

. Berlin-Brandenburg

Taizé-Jugendtreffen am Jahresende

Nach einem gelungenen ökumenischen Start

in das Neue Jahr 2011 bei dem Oekume-

nischen Gottesdienst zur Gebetswoche für

die Einheit der Christen mit Verleihung des

in diesem Jahr erstmal mit 1000,– Euro

dotierten Oekumenepreises an das Oeku-

menische Forum Marzahn, stehen die

Vorbereitungen für die Nacht der Offenen

Kirchen an Pfingsten sowie eine Veran-

staltung zur Dekade zur Überwindung von
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Forderungen der Klima-Allianz, dass Ge-

schlechtergerechtigkeit zur Grundlage und

zum Ziel aller politischen Entscheidungen,

aller Maßnahmen und Projekte wird.

Dafür ist es notwendig,

� dass EntscheidungsträgerInnen in Politik,
Wirtschaft, Gesellschaft in ihrem Verant-
wortungsbereich Klimaschutz realisieren
und erkennen, dass Gender Mainstrea-
ming grundlegend für erfolgreichen
Klimaschutz ist und als Ziel wie auch ent-
scheidendes Mittel auf dem Weg integriert
werden muss;

� dass das Engagement und die Kompe-
tenzen von Frauen für Klimaschutz sicht-
bar werden und ihr Beitrag und ihre
Perspektiven in der Öffentlichkeit deutlich
mehr Gewicht erhalten;

� dass Frauen und Männer für Klimawan-
del und Genderfragen sensibilisiert werden
und einen aktiven Beitrag für Klima-
schutz leisten.

Um dies zu erreichen, will das Netzwerk

� die verschiedenen Kontexte und Ebenen
nutzen, in denen die Mitglieder arbeiten,
um das Thema Klimagerechtigkeit in die
Öffentlichkeit zu bringen und zu vertre-
ten;

� Aktivitäten, Projekte, Kampagnen für
Klimagerechtigkeit stärken, unterstützen
und vernetzen;

� Projekte für Klimagerechtigkeit begleiten,
damit Genderanliegen grundlegend einbe-
zogen werden.

� sich im jeweils eigenen Arbeitsumfeld für
Klimagerechtigkeit einsetzen;

� den Nord-Süd-Dialog stärken und Frauen
und Frauengruppen vernetzen.

Das Netzwerk gründet auf der Überzeu-

gung, dass es keine Klimagerechtigkeit ohne

Geschlechtergerechtigkeit gibt.

Kontakt: Amt für Mission, Oekumene und kirchliche

Weltverantwortung der Ev. Kirche von Westfalen

Olpe 35, 44125 Dortmund, Tel.: 02 31/54 09-73

Fax: 54 09-21, katja.breyer@moewe-westfalen.de

www.moewe-westfalen.de

. Oekumenisches Forum
Christlicher Frauen (OeFCFE)

Ost-West-Begegnung 

Der diesjährige Kirchentag, der vom 1. bis
5. Juni in Dresden stattfindet, hat einen

Schwerpunkt „Ost-West-Begegnungen“. Für

das deutsche Forum lag es deshalb nahe, die

eigenen Ost-West-Projekte, die „Nachbarin-

nen rund um die Ostsee“ (verantwortlich:

Waltraud Liekefett) und die „Oekologische

Sommerschule“ (verantwortlich: Elisabeth

Bücking) beim Kirchentag einzubringen.

Beide Gruppen treffen sich vor dem

Kirchentag vom 28.5. bis 1.6. in Tharandt

und nehmen von dort aus an ihm teil.

Mit Bibelarbeiten, thematischen Gesprä-

chen und kreativen Workshops werden wir

uns auf den Kirchentag einstimmen 

Interessierte Frauen sind eingeladen, an

der Begegnung mit Frauen aus vielen

Ländern Europas teilzunehmen. Wir wohnen

in der Familienherberge Tharandt. 

Darüber hinaus gestalten wir am Freitag,

dem 3. Juni um 11 Uhr einen Workshop im

Frauenzentrum zum Thema: Mit dem Her-

zen bei der Schöpfung. Frauen aus Ost und

West setzen sich ein für den Klimaschutz.

Kontakt: Waltraud Liekefett

Georg Westermann Allee 76a, 38104 Braunschweig

Tel.: 05 31/700 92 59, w.liekefett@web.de

. Kairos Europa

Direkte, strukturelle und kulturelle 
Gewalt zusammendenken

Kairos Europa hat für die Internationale

ökumenische Friedenskonvokation ein Ver-

anstaltungskonzept entwickelt, das gemein-

sam mit Partnerorganisationen in insgesamt

sechs Workshops (so genannten „Reaso-

nings“) umgesetzt wird.

Im Blick auf drei der insgesamt vier

Hauptthemen der Konvokation – Friede mit

der Erde, Friede in der Wirtschaft und

Friede zwischen den Völkern – führt Kairos

zwei 90-minütige Veranstaltungen durch. Im

Sinne des gebotenen „Zusammendenkens“

von direkter, struktureller und kultureller

Gewalt werden sämtliche Workshops inhalt-

lich aufeinander bezogen sein. Im Einzelnen

sehen die Angebote folgendermaßen aus:

� Workshops 1 und 2 zum Themenbereich

Friede mit der Erde:

Freitag, 20. Mai: Von ökologischer Schuld zu
ökologischer Gerechtigkeit; 
in Kooperation mit dem OeRK-Programm

„Armut, Reichtum und Ökologie“ und der

indischen Nichtregierungsorganisation „The

Integrated Rural Development of Weaker

Sections in India (IRDWSI)“, mit Inputs

von Athena Peralta, Stanley Williams und

Martin Gück; Moderation: Joy Kennedy;

� Workshops 3 und 4 zum Themenbereich

Friede in der Wirtschaft

Samstag, 21. Mai: Die Gewalt des globalen,
imperial zugespitzten Kapitalismus überwin-
den;
in Kooperation mit dem globalen Oikotree-

Netzwerk, mit Inputs von Park Seong-Won,

Ulrich Duchrow und Martin Gück, Mode-

ration: Nancy Cardoso Pereira;

. Niedersachsen

Wechsel

Im September 2010 hat das Oekumenische

Netz Niedersachsen sich zu einem schönen

Abschiedsfest getroffen. Die Mitglieder fan-

den, dass sie  zu alt geworden sind, die Wege

zu weit, um sich weiterhin leiblich zu treffen.

Von über 200 Angeschriebenen, die in den

27 Jahren einmal zum Netz gehört hatten,

waren über 50 gekommen, um mit einer

Ausstellung, mit Rückblicken, guten Ge-

sprächen und einem bewegenden Feier-

abendmahl voneinander Abschied zu neh-

men. Der Arbeitskreis Konziliarer Prozess

der niedersächsischen Landeskirchen will

jedoch für weiterhin Interessierte eine

Website zur Information und Vernetzung

bereitstellen. DR. WOLFGANG OVERLACH

Kontakt: Arbeitskreis Konziliarer Prozess

c/o Hermann de Boer, Am Kirchhofe 4a

30952 Ronnenburg, hermann.de-boer@evlka.de.

. Westfalen

Oekumenisches Netzwerk Frauen für 
Klimagerechtigkeit

Im ökumenischen Netzwerk „Frauen für

Klimagerechtigkeit“ haben sich Frauenver-

bände und -organisationen sowie engagierte

Frauen zusammengeschlossen, die einen

konsequenten Klimaschutz einfordern und

sich dafür einsetzen, dass Geschlechter-

gerechtigkeit als grundlegend für eine erfolg-

reiche Klimapolitik erkannt und Politik ent-

sprechend gestaltet wird.

Die Mitglieder dieses Netzwerks kommen

bisher hauptsächlich aus Nordrhein-West-

falen. Sie freuen sich aber über weitere Mit-

glieder.

Der Klimawandel betrifft jeden Menschen.

Frauen sind jedoch besonders von seinen

Folgen betroffen aufgrund der ungleichen

Verteilung von Macht, Ressourcen, politi-

scher Teilhabe sowie aufgrund der gesell-

schaftlich vorgegebenen sozialen Rollen.

Frauen ist in vielen Gesellschaften der

Zugang zu Land, Eigentum, Bildung und

bezahlter Arbeit verwehrt. Sie verfügen von

daher über oft nur sehr geringe Ressourcen,

um auf die klimatischen Veränderungen zu

reagieren, ihnen aktiv entgegenzuwirken und

Maßnahmen zur Anpassung zu ergreifen.

Für einen wirksamen, geschlechtergerech-

ten Klimaschutz ist ein kultureller Wandel

notwendig. Mit der Ideologie des endlosen

Wachstums muss gebrochen werden.

Das Netzwerk will dafür eintreten, dass

Klimaschutz konsequent realisiert wird und

dafür politische Rahmenbedingungen ge-

schaffen werden.

Hierbei unterstützen wir die Ziele und
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� Workshops 5 und 6 zum Themenbereich

Friede zwischen den Völkern

Montag, 23. Mai: Wege zu einer Welt ohne
Imperium;
in Kooperation mit dem Council for World

Mission, dem internationalen Netzwerk

Peace for Life und der kolumbianischen

Nichtregierungsorganisation Justicia y Vida,

mit Inputs von Carmencita Karagdag, Philip

Woods, Lilia Solano und Ulrich Duchrow.

Moderation: Eunice Santa Ana.

Kontakt: KAIROS Europa, Martin Gück

Hegenichstr. 22, 69124 Heidelberg

Tel.: 0 6221/7160 05, Fax: 0 62 21/7160 06

info@kairoseuropa.de, www.kairoseuropa.de

. Netzwerk Friedenssteuer
„Steuern Gegen Gewalt !“

„Trotz ausgesetzter Wehrpflicht geht unser

aller Kriegsdienst mit unseren Steuergeldern

weiter; denn wir alle zahlen über den Ver-

teidigungshaushalt für Rüstung, Militär und

Krieg“ schreibt das Netzwerk Friedenssteuer.

Der 15. Mai ist der internationale Tag der

Kriegsdienstverweigerung. 

Auf der 13. Internationalen Konferenz für

Militärsteuerverweigerung und Friedens-

steuer-Initiativen in Norwegen (2010) ent-

schieden sich die angeschlossenen Länder-

organisationen, diesen Tag ebenfalls für die

Militärsteuerverweigerung zu begehen. 

Der 15. Mai eignet sich dafür in Deutsch-

land besonders gut, weil er gleichzeitig der

Termin für die Abgabe der Einkommen-

steuererklärung ist.

„Wir appellieren nun an alle, die sich aktiv

für Frieden einsetzen), am kommenden 15.

Mai (wenn das nicht geht, auch später !)

einen Musterbrief an Ihr Finanzamt zu

schicken. Dieser Brief enthält den Antrag,

Ihre Steuern zu hinterlegen (d.h.: nicht an

den Bundeshaushalt weiterzuleiten), bis ein

Zivilsteuergesetz* die Verwendung Ihrer

Steuern nur für zivile Aufgaben geregelt

haben wird.

Musterbriefe (getrennt nach Arbeitneh-

mern und Nicht-Arbeitnehmern) zur per-

sönlichen Verwendung samt ,Beipackzettel‘

können Sie bei www.netzwerk-friedenssteu-

er.de herunter laden, oder bei unten stehen-

der Kontaktadresse bestellen. Die Neben-

wirkungen finden Sie auf dem „Beipack-

zettel“, aber so viel vorab: straf- oder zivil-

rechtliche Folgen gibt es keine.

Sie können den Brief auch extra senden, je

nachdem, ob Sie Ihre Steuererklärung erst

später machen können oder Ihr Lohnsteuer-

jahresausgleichsformular schon vorher einge-

reicht haben.“

*) Auf unserer Internetseite finden Sie den gerade – fach-

juristisch – fertig gestellten Text für ein Zivilsteuergesetz,

so wie zwei juristischen Gutachten. Damit machen wir im

Moment Lobbyarbeit. Diese Aktion dient der Unter-

stützung unserer Lobbyarbeit.

Wichtigsten? Welche Generationengerechtig-

keit meinen wir? Und was hat das alles mit

der eigenen Form des Engagements zu tun? 

Dazu wird Rabbi Soetendorp aus Den

Haag erwartet. Wie kaum ein anderer zeigt

seine persönliche Biografie, wie „Zukunft“

nur durch engagiertes Handeln möglich ist.

Und umgekehrt: wie der Glauben, dass eine

andere Welt möglich ist, Kraft gibt zum

Aktiv-Sein. Als Kind hat er den zweiten Welt-

krieg im Versteck überlebt. Als Erwachsener

schrieb er die Erd-Charta mit und ist Vor-

reiter des jüdisch-christlich-muslimischen

Dialogs. Mit dabei sind auch AktivistInnen

des neuen Erd-Charta-Jugendnetzwerks.

Im Rahmen des Jahrestreffens findet am

Sonntagvormittag auch die jährliche Mitglie-

derversammlung der OeIEW statt.

„Wie wollen wir leben?“
Lebensentwürfe – inspiriert durch die 
Erd-Charta

Mit vielfältigen kreativen Methoden, praxis-

orientiertem Lernen und kurzen inhaltlichen

Inputs sollen wir globale und gesellschaftli-

che Themen  mit Hilfe der Erd-Charta erar-

beitet und dabei Ideen für unsere eigene

Lebensgestaltung entwickelt werden. Als

Ethik der Nachhaltigkeit kann die Erd-

Charta Anstöße geben für eigene Lebens-

modelle und den Umgang mit globaler

Ungerechtigkeit.

Das Erd-Charta-Vertiefungsseminar mit

den Schwerpunkten Globale Gerechtigkeit

und individueller Lebensstil findet statt vom

17.–19.06.2011. Am Ort, die Hofgemein-

schaft Guggenhausen/Oberschwaben, Kreis

Ravensburg, existiert eine seit 18 Jahren zu-

sammen lebende Gruppe, die man während

des Seminars kennen lernen und befragen

kann. Auch die Teamer Barbara Ruthardt-

Horneber und Torben Flörkemeier haben

langjährige Erfahrung in gemeinschaftlichen

Lebensprojekten, interkulturellen Zusam-

menhängen und Initiativen, die sie gern

weitergeben.

Kontakt: Oekumenische Initiative Eine Welt, Mittelstr. 4

34474 Diemelstadt-Wethen, Tel.: 0 56 94/1417

Fax: 1532, info@oeiew.de

www.oeiew.de, www.erdcharta.de

. Plädoyer für eine 
ökumenische Zukunft

Ergebnisse der Friedenskonvokation 
bei Sommeruniversität

Bei der Internationalen Oekumenischen

Friedenskonvokation in Jamaika (IöFK) wer-

Eil-Antrag auf Hinterlegung meiner 
Steuerbeträge aus Gewissensgründen

Sehr geehrte Damen und Herren,
die Verwendung meiner Steuern für Rüs-

tung und Militär schafft mir erhebliche

Gewissensnöte.

Dass in diesem Zusammenhang Gewis-

sensprobleme auftreten können, bestätigen

deutsche Gerichte, z.B. die Finanzgerichte

Baden-Württemberg, Hessen und Düssel-

dorf sowie das Bundesverfassungsgericht.

Die Tatsache, dass Rüstung auch ohne

Krieg tötet, sowie die daraus entstehende

Verwicklung unseres Landes in Kriege

erlauben es mir nicht, ohne Gewissensnöte

Steuern zu zahlen.

Durch die Weiterleitung meiner Steuern

werden diese gemäß Bundeshaushaltsplan

auch für Rüstung, Militär und Krieg ver-

wendet. So finanziere ich Rüstung, Militär

und Krieg mit.

Dies verletzt meine Gewissensfreiheit, ist

für mich „unbillig“ und stellt eine mehr als

„erhebliche Härte“ dar. Das Grundrecht,

nach meinem Gewissen zu leben, ist mir

dadurch versagt. Dies trifft meine mensch-

liche Würde, die laut Art. 1 GG unantast-

bar ist.

Deshalb beantrage ich unter Berufung

auf das Grundrecht der Gewissensfreiheit

nach Art. 4 Abs. 1 GG, meine Einkommen-

steuerbeträge (Lohn- und Kapitalertrags-

steuer) ab sofort nicht mehr weiterzuleiten,

sondern sie im Sinne einer Sicherheits-

leistung gemäß Abgabenordnung (AO) zu

hinterlegen, bis eine gesetzliche Regelung

in Kraft ist, die gewährleistet, dass meine

Steuern ausschließlich zivil verwendet wer-

den. Hierzu ist die Verfassungsbeschwerde

Aktenzeichen 1 BvR 503/09 anhängig.

Ebenso liegt der Entwurf für ein Zivil-

steuergesetz (ZStG) vor.

Kontakt: Netzwerk Friedenssteuer, c/o Lina Hoffmann

Olivenweg 36, 90441 Nürnberg, Tel.: 0911/66 29 93

lina-helmut.hoffmann@t-online.

. Oekumenische Initiative 
Eine Welt

„Generation Zukunft !“
Austausch zwischen den verschiedenen
Generationen auf Jahrestagung 

Die Jahrestagung der Oekumenischen Initia-

tive Eine Welt e.V./Erd-Charta-Koordi-

nierungsstelle Deutschland in Warburg-

Germete stellt den lebendigen Austausch

zwischen den verschiedenen Generationen in

den Mittelpunkt Vom 6. bis 8. Mai 2011
wollen sich die Teilnehmenden den Fragen

widmen: Was bewegt mich zum Handeln?

Nachhaltig Leben, Einmischen, Aktiv sein –

was bedeutet es für uns? In welchem Bereich

ist uns das gesellschaftliche Umdenken am
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den Ideen, Anregungen und konkrete

Vorschläge erarbeitet, die auch vom

PLÄDOYER aufgegriffen und umgesetzt

werden können. Diese Chance will die

Initiative nützen. 

Einige, die dabei waren, werden berichten.

Heinrich Bedford-Strohm wird Grundlegen-

des zum Thema „Gerechter Friede“ vortra-

gen. Frank Schürer-Behrmann und Astrid

Messerschmidt werden über das Verhältnis

von globalen Diskursen und lokalem Han-

deln reflektieren. Die Zahl der Vorträge wird

sich aber in Grenzen halten. Das Planungs-

team hält es für wirkungsvoller, dass alle

Teilnehmenden sich intensiv mit je einem in

Jamaika behandelten Themenbereich –

Friede in der Gemeinschaft, … mit der Erde,

… in der Wirtschaft, … zwischen den

Völkern – beschäftigen. Zu jedem Themen-

bereich werden vier Workshops angeboten.

Regionale Initiativen in Thüringen werden

der Sommeruni Farbe und Ideen geben.

Kennenlernen kann man die Herrnhuter in

Neudietendorf und die erfolgreiche Klima-

kampagne der Evangelischen Kirche in

Mitteldeutschland. Geplant sind Exkursio-

nen in die Region, – Eisenach, Erfurt, Wei-

mar – wie auch thematische Exkursionen

(Migration, Klimaschutz). Im Workshop

„Friede mit der Erde“ wird das Klima-

Memorandum des PLÄDOYER eine tragen-

de Rolle spielen (hier ist mittlerweile die 2.

Auflage erschienen).

Vorgesehen ist auch eine öffentlichkeits-

wirksame Veranstaltung. Ein Podium soll die

ökumenischen Erkenntnisse ins Gespräch

bringen mit Vertretern von Wirtschaft und

Politik.

Da nach Überzeugung des PLÄDOYER

die Arbeit für einen gerechten Frieden eine

Verankerung in biblischen Visionen und

Zusagen braucht, werden Bibelarbeiten,

Friedensgebete, Morgen- und Abendan-

dachten sowie ein Festgottesdienst mit den

Herrnhutern den Geist des Friedens, der

Gerechtigkeit und der Schöpfungsbewah-

rung die Teilnehmenden stärken.

Die Oekumenische Sommeruniversität

wird gemeinsam getragen von der Evange-

lischen Akademie Thüringen, den jungen

OekumenikerInnen von MEET und vom

PLÄDOYER. Ein ausführliches Programm

wird Anfang Mai versandt.

Kontakt: Werner Gebert, PLÄDOYER-Geschäftsführer

Banweg 14, 72131 Ofterdingen, Tel.: 07473/95 98 98

euw.gebert@t-online.de

. Versöhnungsbund

Afghanistan – Der ferne Krieg als 
Spiegel unserer Gesellschaft

Für den Krieg in Afghanistan werden viele

Gründe genannt. Auf der Jahrestagung 

rücken die Ursachen in den Vordergrund, die

zu diesem wie auch zu anderen Kriegen füh-

ren, Ursachen, die mit unserer eigenen Ge-

sellschaft zu tun haben, mit unserer Art des

Lebens. 

Wie jede Gewalt, ungeachtet ihres Aus-

lösers, immer auch etwas über die Akteure

aussagt, hat auch der Krieg etwas mit den

beteiligten Gesellschaften zu tun, wird er

zum Spiegel der Gesellschaft – ihren Erwar-

tungen an das Leben, ihrer Wirtschaft, ihrer

Art mit Konflikten umzugehen, den von ihr

gepf legten Feindbildern, ihren Medien,

ihrem Verhältnis zur Religion, ihrer Art,

recht zu haben. 

Ziel des Nachdenkens bei der Jahres-

tagung vom 2.–4. Juni 2011 in Duderstadt

soll sein, die Balken im eigenen Auge zu

erkennen und mit ihnen zugleich Stützen der

Kriegsbereitschaft und der Gewöhnung an

den Krieg zu entfernen. 

Programm-Download, weitere Informationen und die

Möglichkeit zur Anmeldung über:

www.versoehnungsbund.de/2011-jt-einladung

Internationaler Versöhnungsbund, Geschäftsstelle,

Schwarzer Weg 8, 32423 Minden, Tel.: 05 71 / 85 08

75, Fax: 05 71 / 82 92 38 7, vb@versoehnungsbund.de

. Church and Peace

Entwicklung von Strategien ziviler 
Konflikttransformation 

Church and Peace zeigt sich entsetzt, dass

die „internationale Gemeinschaft“ wiederum

mit dem Einsatz militärischer Gewalt einen

Konflikt begrenzen will, der nun faktisch

eskaliert – in diesem Fall in Libyen der

Konflikt zwischen dem Diktator Muammar

al-Gadhafi und den Menschen, die sich

gegen sein Gewaltregime wehren. Dahinter

steht das UN-Konzept der „Responsibility

to Protect (R2P-Schutzpflicht)“, das den

Militäreinsatz zum Schutz von bedrohten

Völkern gestattet.

In dieser aktuellen Situation unterstreicht

das friedenskirchliche Netzwerk seine Über-

zeugung: „Auch in aussichtslos erscheinen-

den Situationen, in denen angesichts vor-

herrschender Gewalt der menschlich nach-

vollziehbare Hilferuf nach wirksamer Gegen-

gewalt bei den Betroffenen und bei uns

selbst laut wird, beharrt der Zusammen-

schluss von friedenskirchlichen Organisatio-

nen auf gewaltlosen Mitteln gegenüber

jedem Menschen – Mittel, die in der Nach-

folge Jesu in reichem Maß zur Verfügung

stehen. Church and Peace fordert den ver-

stärkten Einsatz von OSZE-Missionen

(Organisation für Sicherheit und Zusam-

menarbeit in Europa) und eine ent-schiede-

ne Unterstützung gewaltfreier Interven-

tionen durch Staat und Kirche nach dem

Vorbild des Zivilen Friedensdienstes, der

Christian-Peacemaker-Teams, des Oekume-

nischen Begleitprogramms für Frieden in

Palästina und Israel und der Internationen

Friedensbrigaden. Gewalt in jeglicher Form

kann niemals einen dauerhaften Frieden in

Gerechtigkeit erzielen, wohl aber der Weg

der Nächsten- und Feindesliebe, zu dem

Church and Peace aufgerufen ist.

Church and Peace lädt alle Kirchen ein,

mit uns der Versuchung zu widerstehen, den

Gebrauch tödlicher Waffen – selbst als „ulti-

ma ratio“ – zu rechtfertigen.“ (Church and

Peace-Erklärung zu R2P, Juni 2009) Trotz

der vielen, offensichtlich brisanten Situatio-

nen weltweit, insbesondere im Mittelmeer-

raum, wurden dringend notwendige Schritte,

um Menschen in der Region und in der

internationalen Staatengemeinschaft zu schu-

len, zu finanzieren, zu stärken und in wirk-

samer Anzahl zur Konfliktprävention oder -

lösung einzusetzen, nur in völlig ungenügen-

dem Maß unternommen.

Church and Peace fordert eine konsequen-

te Entwicklung ziviler Instrumente zur

Konflikttransformation.

Wieder einmal bestätigt sich: „Selbst wenn

militärische Gewalt nur als „ultima ratio“

bereit gehalten wird, beeinflusst dies die

Planung der zivilen Aktionen in den früheren

Phasen des Konflikts, indem ein unangemes-

sen großer Anteil der für die zivile Hilfe not-

wendigen Mittel verschlungen wird. Schon

die Verfügbarkeit militärischer Mittel ver-

stärkt die übliche Einstellung, dass ein

Militäreinsatz die unvermeidliche Lösung ist.

Wir bleiben bei unserer Ablehnung jeglicher

Gewaltanwendung zur Durchsetzung guter

Ziele, und sei es unter dem Vorwand‚ poli-

zeilicher Gewalt“ (vgl. Erklärung von

Church and Peace zu „Responsibility to

Protect (R2P)“: www.church-andpeace.org/

documents.html)

Als europäisches Netzwerk von Kirchen

und Gemeinschaften, die sich der Gewalt-

freiheit verpflichtet fühlen, kommt Church

and Peace vom 20. bis 22. Mai 2011 zu

einer internationalen Konferenz in der

„Communauté de l’Arche“ von St. Antoine

zusammen.

Kontakt: Church and Peace, Ringstr. 14

35641 Schöffengrund, Tel.: 0 64 45/55 88, Fax: -5070

IntlOffice@church-and-peace.org

www.church-and-peace.org
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bei der Stiftung Oekumene

Fördermitglieder können Einzelper-
sonen, Gruppen, Gemeinden oder
Pfarrämter werden. Jedes Fördermit-
glied erhält regelmäßig den 

OEKUMENISCHEN 
INFORMATIONSDIENST

sowie dessen Sonderdokumentationen.
Weitere Materialien werden umsonst
oder mit Rabatt angeboten. Über den
Förderbeitrag (abzüglich der Gebühr 
für den Informationsdienst) wird eine
abzugsfähige Spendenquittung ausge-
stellt. Der monatliche Mindestbeitrag
liegt bei 5,– Euro.

Stiftung Oekumene
Konto 100 008
BLZ 500 502 01
bei der Frankfurter Sparkasse

Oekumenische Netze im Konziliaren Prozess
Der OEKUMENISCHE INFORMATIONSDIENST bietet unter anderem den hier aufgeführten oekume-

nischen Netzen eine Austauschplattform.

Bayern
Oekumenisches Netz in Bayern
c/o H. H. Willberg

Mühlbachweg 13, D-90559 Burgthann

Tel.: 0 9183/ 95 00 39

Berlin
Oekumenischer Rat Berlin-Brandenburg
Oekumenisch-Missionarisches Institut

Gierkeplatz 2–4, D-10585 Berlin

Tel.: 0 30 / 3 4210 00

Fax: 0 30 / 3 421011

INKOTA
Greifswalder Str. 33 a, D-10405 Berlin

Tel.: 0 30 / 4 28 9111

Fax: 0 30 / 4 28 9112

Bremen
Oekumenische Initiative Bremen
in forum Kirche

Holler Allee 75, D-28209 Bremen

Tel.: 04 21 / 3 4615-36

Fax: 04 21 / 3 4615-38

Hamburg
Solidarische Kirche in Nordelbien
Heike Schoon c/o Pauluskirche Altona

Bei der Pauluskirche 1, D-22769 Hamburg

Tel.: 0175/9 09 32 89

Heike-Schoon@web.de

Hessen
Oekumenisches Netz Nord- und
Osthessen
c/o Michael Held, Simon-Haune-Str. 15

D-36251 BadHersfeld

Tel.: 0 66 21/62 0186

Fax: 0 66 21/6 56 45

Niedersachsen
Arbeitskreis Konziliarer Prozeß
Hermann de Boer

Am Kirchhofe 4a

D-30952 Ronnenburg

Oldenburg
Oekumenisches Zentrum Oldenburg e.V.
Kleine Kirchstr. 12, D-26122 Oldenburg

Tel./Fax: 04 41 / 2 48 95 24

Pfalz
Arbeitsstelle Frieden und Umwelt der
Evangelischen Kirche in der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)

Referat Konziliarer Prozess

Große Himmelsgasse 3, D-67346 Speyer

Tel.: 0 62 32/6715-0

Fax: 0 62 32/6715-67

info@frieden-umwelt-pfalz.de

Rhein-Mosel-Eifel-Hunsrück-Westerwald 
Oekumenisches Netz Rhein-Mosel-Saar 
Pfarrer-Werner-Mörchen-Str. 1

D-56564 Neuwied

Tel.: 0 26 31 / 35 4140

Fax: 0 26 31 / 35 4141

Rheinland
Oekumenisches Netz Mittelrhein e.V.
Erhard Dischler

Immermannstr. 7, D-41516 Grevenbroich

Tel.: 0 2182 / 25 90

Fax: 0 2182 / 2745

OekumNetzMittelrhein@t-online.de 

Solidarische Kirche im Rheinland
Kirchliche Bruderschaft
c/o Erika Franze-Haugg, Mozartstr. 9

D-45578 Mühlheim a.d. Ruhr 

Tel.: 02 08 / 59 30 23

Sachsen-Anhalt
Lothar-Kreyssig Oekumene-Zentrum
Leibnizstr. 4

D-39104 Magdeburg

Tel.: 03 91 / 53 46-4 93

Fax: 03 91 / 53 46-4 90

Sachsen
Oekumenisches Informationszentrum
Dresden
Elisabeth Naendorf, Kreuzstr. 7

D-01067 Dresden

Tel.: 03 51/4 92 33 68

Fax.: 03 51/4 92 33 60

oekumene@infozentrum-dresden.de

Westfalen
Oekumenisches Netz in Westfalen
MÖWe, Horst Hoffmann, Olpe 35 

D-44135 Dortmund

Tel.: 02 31 / 54 09-73

Fax: 02 31 / 54 09-21

Solidarische Kirche Westfalen-Lippe
Michael Nelson, Ostberger Str. 26

D-58239 Schwerte, Tel.: 0 23 04 / 158 50

Württemberg
Oekumenisches Netz Württemberg
Sylvia Dieter, Nahe Weinbergstr. 12

D-74348 Lauffen am Neckar

Tel.: 0 7133/210 68

Oekumenisches Netz in Deutschland
c/o Michael Held, Simon-Haune-Str. 15

D-36251 BadHersfeld 

Tel.: 0 66 21/62 0186, Fax: -6 56 45

A-P-S@gmx.de

OEKUMENISCHER INFORMATIONSDIENST
Gegründet 1982 

Herausgeber und Verleger:

Stiftung Oekumene.

Verantwortlich:

Ulrich Schmitthenner

Lindenspürstr. 30, 70176 Stuttgart

Bei der Redaktion dieser Ausgabe wirkten mit:

Werner Gebert, Tübingen/Ofterdingen

Ulrich Schmitthenner, Stuttgart

Rainer Zimmer-Winkel, Berlin

Gestaltung:
Karl H.Thiel, Offenbach/Main

Druck: 
Knotenpunkt Offsetdruck

Beller Weg 6, 56290 Buch

Konto: Frankfurter Sparkasse 

BLZ 500 502 01, Kto.-Nr. 100 008

H I N W E I S :

Der Oekumenische Informationsdienst erscheint mit

freundlicher Förderung der Evangelischen Kirche in

Deutschland

IMPRESSUM


